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STATISTISCHE 

MONATSHEFTE 
SCHLESWIG-HOLSTEIN 

24. Jahrgang · Heft 1' Januar 1972 

Aktuelle Auslese 

.~ Steuereinnahmen des Landes 
überschreiten 2 Mrd. DM 

die Zuwachsrote des Umsatzes 1971 gegenuber 1970 mit 
+ 9 % nur wenig höher ausgefallen als 1970 gegenüber 
1969 (+ 8 %). 

• 

Das Land Schleswig-Holstein hot 1971 
fast 2,1 Mrd. DM on Steuern eingenommen. 

Das sind 248 Mill. DM oder 13,4 % mehr ols 1970. Do· 
mit sind 52 Mill. DM oder 2,4 % weniger in d1e Kassen 
des Landes geflossen, als geschotzt worden 1st. 
D1e Haupteinnahmequellen des Landes sind die Lohn· 
steuer und d1e Umsatzsteuern, deren Landesanteil von 
704 Mill. DM und 679 Mill. DM jeweils ein Drittel der 
Steuereinnahmen ausmacht. Oie anderen Steuern fallen 
gegenuber diesen beiden deutl1ch ob. Oie gewichtigsten 
von ihnen sind der Landesanteil an der veranlagten Ein· 
kommeosteuer mit 236 Mill. DM und die Kfz-Steuer mit 
174 Mill. DM. 

Am gunstigsten hat sich die Lohnsteuer entwi ekelt. Das 
Land konnte einschließlich Zerlegung 168 Mill. DM oder 
31,4 % mehr einnehmen als 1970. Oemgegenuber stiegen 
die Einnahmen aus den Umsatzsteuern einschließl,ch 
Umsatzsteuerausgleich nur um 20 Mill. DM oder 3 %. Der 
Landesanteil on der veranlagten Einkommensteuer wuchs 
um 30 Mill. DM oder 14,3 % und die Kfz-Steuer um 15 
Mill . DM oder 9,5 %. 

Weniger Beschäftigte, 
mehr Umsatz im Handwerk 

Der Gesamtumsatz war im schleswig-hol· 
ste1nischen Handwerk in den ersten neun 

Monaten 1971 be1 leichtem Rückgong der Beschäftigtenzahl 
{- 2 %) um 14% hoher als im vergleichbaren Zeitraum 1970. 
Der Umsatzzuwachs war damit großer als in der schleswig· 
holsteinischen Industrie(+ 10,6 %). 

An der positiven Umsatzentwicklung war vor ollem das 
Bauhandwerk mit einer Umsatzsteigerung von 30 % betei­
ligt. Ohne Berücksichtigung dieser Handwerksgruppe ist 

Fast 1 000 Studenten mehr 
als im Sommer 1971 

Im Wintersemester 1971/72 studi erlen on 
der Universität 1n Kiel {einschf,eßlich der 

Medizinischen Akademie Lübeck) rd 9 400 Studenten, und 
zwar 8 800 Deutsche und 600 Ausländer. Dos sind fast 
1 000 Studenten mehr als im Sommersemester 1971 Diese 
Zunahme entfallt ousschließl,ch auf die deutschen Studen· 
ten, die Zahl der ouslondischen Studenten ist in den letzten 
Semestern nahezu unverondert geblieben. Die Zahl der 
Studierwnfonger (1. Hochschulsemester) war mit über 1 500 
um etw~ 250 hoher als im Wintersemester 1970/71. 27 % 
oller Studenten sind Frauen. Der Frauenanteil zeigt leicht 
steigende Tendenz. 

Ober 370 000 SchUl er 
in allgemeinbildenden Schulen 

Im Herbst 1971 wurden d1e offentliehen oll· 
gemeinbildenden Schulen Schlcswig-Hol­

~teins von J70 300 Schülern besucht Das sind rd 20 000 
Schüler {t 6 %) mehr als im Herbst 1970. Zwei Drittel der 
Schuler, nomlich über 243 000, besuchten Grund· und 
Hauptschulen. ln dieser Zahl sind auch 3 500 Vorklossen­
schüler enthalten. Do in Schleswig-Holstein noch nicht olle 
Grund- und Hauptschulen organisatorisch voneinander 
getrennt sind, Iossen sich in dem hier vorliegenden vor· 
loufigen Ergebnis auch die Schüler nicht getrennt noch­
weisen. Oie Sonderschulen und Sonderschulklassen wurden 
von rd. 16 900 Schulern besucht. Das sind 7% mehr als im 
Herbst 1970. Oie Realschulen zusammen mit den Reol­
schulzügen hatten 55 900 Schuler und die Gymnasien 
54 300 Schüler. Oie Zahl der Realschüler hat gegenüber 
Herbst 1970 um 10 % zugenommen und die der Schüler on 
Gymnosi en um 8 %. 
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Landwirtschaftliche Betriebe 1960 und 1971 
Erste Ergebnisse der Landwirtschaftszählung 1971172 

Bei der Grunderhebung zur Landwirtschafts­
zählu.ag im Mai 1971 sind in Schleswig-Holstein 
37 600 landwirtschaftliche Betriebe mit 2 und 
mehr ha landwirtschaftlich genutzter Fläche 
gezählt worden, das sind 2 000 weniger als am 
Anfang 1970 (Außerdem sind 5 776 Betriebe mit 
1 bis 2 haLF sowie Betriebe unterhalb von 1 ha 
LF, sofern eine Marktproduktion von minde­
stens 4 000 DM pro Jahr erzielt wurde, erfaßt 
worden). Zwar war der Zeitraum zwischen den 
Zählungen diesmal etwa 2 bis 3 Monate länger 
als in den Vorjahren, dennoch läßt sich erken­
nen, daß der Strukturwandel noch stärker ge­
worden ist; denn die Abnahmeraten der beiden 
VorangegangenenJahre betrugen etwa 1 800 und 
1 400 Betriebe 1 

• 

Innerhalb der Größenklassenskala standen Ab­
nahmen um 2 700 Betriebe bis 30 ha, Zunahmen 
um 700 Betriebe über 30 ha gegenüber. Ein 
Jahr zuvor lauteten die entsprechenden Zahlen 
noch 2 350 Betriebe im abnehmenden und 550 
Betriebe im zunehmenden Bereich. 

Londwirtschoftliche Betriebe in Schleswig-Holstein 

Verönderung 1971 

1960 1970 1971 gegenüber 
Größenklasse 

1960 1970 nach der LNILF 

An1ahl " 
2- 5 8126 5 052 4 466 -45 - 12 
5- 10 6703 3 935 3 608 -46 - 8 

10- 15 6 320 3503 3 037 -52 - 13 
15 - 20 6 839 4 448 3 853 -44 - 13 

20- 25 5 612 4803 4 294 -23 -II 
25- 30 4 170 4306 4 082 - 2 - 5 
30- 40 5 065 5 931 5 983 + 18 + I 
40- 50 2 882 3 279 3 457 +20 + 5 

50- 75 2 482 2 940 3 263 + 31 + 11 
75- 100 595 n6 823 + 38 + 13 

100 und mehr 571 680 734 + 29 + 8 

lnsg .. omt <19 365 39 603 37 600 -24 - s 

Bekanntlich sind die hier ausgewiesenen Ver­
änderungen nur die Salden einer weit größeren 
Bewegung von Betrieben sowohl innerhalb der 
Größenklassen als auch zwischen diesen. Es 
werden im Laufe eines Jahres nicht nur kleine 
Betriebe aufgelöst oder aufgestockt, sondern 
auch große Betriebe verändern sich entspre­
chend oder geben Land ab; eine Reihe von Be­
trieben entsteht auch völlig neu. Die Salden die­
ser vielfältigen Bewegungen zeigen jedoch an, 

1) Siehe "Größenstruktur der land-und forstwlrtsckaftilchen Betriebe 1970" 
ln dieser Zeltschrift 1971, S. 26 (Februar) 

wie sich die Gesamtstruktur ändert. Besonders 
aufschlußreich wird das bei einem Vergleich 
der gegenwärtigen Veränderungen mit den 
Durchschnittswerten früherer Zeiträume, wie 
das in der zweiten Tabelle dargestellt ist. 
Beachtet werden sollte dabei allerdings , daß 
die Werte einzelner Jahre innerhalb der zu 
Durchschnitten zusammengefaßten Perioden 
von diesen Mittelwerten auch beträchtlich ab­
weichen können . 

Durchschnittliche jöhrl iche Veränderung der Anzahl 

Iandwirtschaft I ich er Betriebe in den Betriebsgrößenklassen 

Größenklos se 
nach der 
LN/LF 

2- 5 
5- 10 

10- 15 
15 - 20 

20- 25 
25- 30 
30- 40 
40- so 
50- 75 
75- 100 

100 und mehr 

Zu· (+) oder Abnahme (-) 
Im Durchschnitt der Jahre 

1949- 1960 1960- 1965 1965- 1970 

Betriebe 

-321 -258 -356 
-216 -255 -298 
- 106 -232 -331 
+ 48 - 104 - 37<1 

+ 50 + 28 -189 
+ 38 + 65 - 37 
+ 31 + 58 + 115 
+ 19 + 16 + 63 

+ 10 + 5 + 87 
+ 7 + 9 + 17 
- 2 + 1 + 21 

von 1970 
zu 1971 

-586 
-327 
-466 
-595 

-509 
-224 
+ 52 
+ 178 

+ 323 
+ 97 
+ 54 

Aus dieser Tabelle wird deutlich, daß bereits 
in den fünfziger Jahren Abnahmen bei den 
Kleinbetrieben vorkamen, die auch nach heuti-
gen Maßstäben als beträchtlich bezeichnet 
werden können. Ab 15 ha aber gab es damals 
Zunahmen, und zwar am stärksten in der • 
relativ schmalen Spanne bis 25 oder 30 ha. In 
den folgenden Zeiträumen hat sich dieser 
"Wendepunkt" dann stark nach oben verschoben. 
Zwischen 1960 und 1965 reichten die Abnahmen 
bereits bis 20 ha und waren die Zunahmen zwi­
schen 25 und 40 ha am größten. In der zweiten 
Hälfte des abgelaufenen Jahrzehnts erstreckten 
sich die Abnahmen dann bis zu 30 ha, und be­
sonders gravierend waren sie zwischen 15 und 
25 ha, in dem Bereich also, in dem es 10 Jahre 
zuvor die größten Zunahmen gegeben hatte. 
Zwar hat die Zahl der Betriebe zwischen 1965 
und 1970 in der Größenklasse von 30 bis 40 ha 
durchschnittlich am meisten zugenommen, am 
auffälligsten waren aber die Zunahmen zwi­
schen 50 und 75 ha, einem Bereich, in dem 
sich bis dahin per Saldo wenig verändert hatte. 
Dieser Bereich ist es nun auch, der mit einem 
Zuwachs von über 300 Betrieben die gewich­
tigste Veränderung von 1970 auf 1971 aufweist. 
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Hinzu kommt, daß sogar in der darüberliegen­
den Größenklasse von 75 bis 100 ha fast 100 
Betriebe mehr vorhanden sind als ein Jahr 
zuvor. In Verbindung mit den starken Abnah­
men zwischen 15 und 30 ha und der erheblich 
geschrumpften Zuwachsrate zwischen 30 und 
40 ha werden neue Dimensionen des Struktur­
wandels sichtbar: Früher nahmen die mittleren 
Betriebe die aufgelösten Kleinbetriebe auf oder 
stockten sich aus dem Land parzellenweise 
verpachteter Betriebe auf. Heute wird diese 
Bewegung offensichtlich überlagert durch die 
Zusammenfassung größerer Einheiten, z. B. 
geht ein aufgegebener Betrieb um 25 ha Größe 
geschlossen an einen mit 40 ha (und umge­
kehrt!) oder ein Betrieb von bisher 40 ha 
nimmt 2 aufgelöste Betriebe von 10 bis 20 ha 
hinzu. Dabei spielt sicherlich die staatlich 
unterstützte, langfristige Pacht eine große 
Rolle. Nähere Aufschlüsse hierzu sollen die 
Ergebnisse der jetzt in den Betrieben angelau­
fenen zweiten Phase der Landwirtschafts­
zählung 1971/72 erbringen. Zusammenfassend 
kann gesagt werden, daß dieVeränderungender 
Betriebszahlen in allenGrößenklassenvon 1970 
auf 1971 ganz erheblich stärker waren als im 
Mittel der Jahre 1965 bis 1970. Natürlich 
waren sie gegen Ende dieses Vergleichszeit­
raumes auch erheblich stärker als zu Beginn. 
Die Eingliederung der Betriebe in bundes­
einheitlich vorgegebene Größenklassen mit 
unterschiedlichen Spannen verdeckt zwar man­
che Besonderheiten oder vergröbert die Ergeb­
nisse etwas, bei den hier dargestellten relativ 
engen Klassengrenzen kann dieser Nachteil 
aber im Interesse besserer Übersichtlichkeit 
in Kauf genommen werden. 

In den Regionen des Landes war die Grund­
tendenz weniger kleine, mehr größere 
Betriebe - einheitlich, Dennoch gibt es Unter­
schiede, besonders im zeitlichen Ablauf und je 

• nach Ausgangslage, Bodengüte, Grünlandanteil 
und weiteren zum Teil vielleicht auch außer­
landwirtschaftlichen Faktoren mehr. Im ein­
zelnen kann das im Rahmen dieses Beitrages 
nicht untersucht werden. 

Nimmt man nur den langfristigen Vergleich 
zwischen den beiden Landwirtschaftszählungen 
1960 und 1971 für die 4 Hauptnaturräume des 
Landes, so zeigt sich, daß die Veränderungen 
der Betriebszahl per Saldo in den besonders 
bedeutenden Größenklassen von 20 bis 50 ha im 
Hügelland am geringsten waren und daß in der 
Marsch die Betriebe zwischen 50 und 100 ha 
besonders stark zugenommen haben. Bei ein­
zelnen kleineren regionalen Einheiten treten 
noch deutlichere Unterschiede hervor. So hat 
die Zahl der Betriebe zwischen 30 und 50 ha in 
der Dithmarscher Marsch, in Nordoldenburg 
und Fehmarn und im Naturraum Südmecklen­
burgischc Niederungen im Gegensatz zu allen 

Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe in den Hauptnaturräumen 
noch zusommengefoßten Größenklossen 

Größenklasse 
1960 1971° Verönderung 

noch der LN/LF 
Anzahl .... 

Morsch 

~- 5 1 432 746 - 48 
5- 10 1 091 606 - 44 

10- 20 1 740 979 - 44 
20- 30 1 476 1 068 - 28 

30- 50 1 266 1 498 + 18 
50- 100 446 687 + 54 

100 und mehr 38 85 + 124 

Hohe Geest 

~- 5 2 609 1 535 - 41 
5- 10 2 357 1 335 - 43 

10- 20 4 674 2 451 - 48 
20- 30 3 342 2 920 - 13 

30- 50 2 255 3 022 + 34 
50- 100 620 905 + 46 

100 und mehr 76 93 + 22 

Vorgeest 

2- 5 913 530 - 42 
5- 10 879 493 - 44 

10- 20 2 029 985 - 51 
20- 30 1 939 1 516 - 22 

30- 50 1 491 1 834 + 23 
50- 100 5n 730 + 27 

100 und mehr 46 50 + 9 

Östllcheo Hügelland 

2- 5 31n 1 660 - 48 
5- 10 2 376 1 171 - 51 

10- 20 4 716 2 480 - 47 
20- 30 3 025 2872 - 5 

30- 50 2 935 3 081 + 5 
50- 100 1 434 1 762 + 23 

100 und mehr 411 504 + 23 

o) vorläufige Zahlen; Differenzen zum londuergebnlo können erot 
später ouogegllchen werden 

anderen Regionen nicht zu- sondern abgenom­
men. In den grünlandreichen Gebieten der 
hohen Geest - etwa zwischen Bredstedt/Husum 
und Barmstedt/Kisdorf - waren die Abnahmen 
zwischen 20 und 30 ha relativ gering, die Zu­
nahmen zwischen 30 und 50 ha aber besonders 
groß. Hier hat es in der Vergangenheit eine 
besondere Zunahme in der Milchviehhaltung 
gegeben. Im Hamburger Umland war die Ab­
nahme bei den Kleinbetrieben geringer als in 
den anderen Regionen, da hier relativ viel 
Spezialbetriebe (Baumschulen, Gärtnereien 
usw.) angesiedelt sind. Weitere Einzelheiten 
sollen später gebracht werden, wenn Ergeb­
nisse aus anderen Bereichen der Landwirt­
schaftszählung vorliegen, die es vielleicht 
ermöglichen werden, die Ursachen unter­
schiedlicher Entwicklungen besser heraus­
zustellen. 

Einen weiteren Einblick in die Struktur­
veränderungen der sechziger Jahre gibt auch 
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Anbau ausgewörlter ~"'rud tarten und Haltung ausgewählter Tierorten 1 Qf{l und 1971 

1960 1971 

Nu12ungs· od,.r Frucl-tort 
Zahl der Är'lbou~r ho ho 1~ ßptrteb Zahl der l>nbouer ho ho I• R"troeb 

Tt.rCJrt 
Haltungen tuck Stuck je Betrieb Holtungen tuck Stuck je ßetrt~b 

LN/LF überhaupt 
I S4 300 1 139 000 11 41 900 1 112 000 26 

Ackerland 47 800 676 000 14 34 600 653 000 19 

Dauerg..Unland 444 ()0('1 457 000 

Wlnterwel zen I 13 100 8] 700 6,3 

t 11 8(1() 88 800 4,1 
4 4('() 18 000 4,1 Sommerw~lten 

Winterroggen l 19 700 82 800 4,2 
33 700 112 000 3,3 

1 300 3 600 2,8 Somm•rrog9'"' 

Winterg,.rsre 10 800 31 200 2,9 II 600 66900 5,8 

Somm•rgerste 14 500 43 400 3,0 13 100 47 900 3,7 

Hafer 24 000 61 000 2,5 25 200 108 000 4,3 

Sommerrrenggetre1de 27 200 68 800 2,5 5 300 16 100 3,0 

Zuc~•rruben 6 600 13 200 2,0 3700 15 000 4,1 

F ruhkortoff,.ln 4 300 3 000 0,7 900 800 0,9 

Spötl..ortoffeln 2 33 ()()() 38 200 1,2 10 600 10 700 1,0 

Honde ls9ewöch •• 2 900 19 700 6,8 co. 5 500 55 300 10 

Obst 3 800 3 100 0,8 1 100 1 900 1,6 • Saumschulen 900 3 200 3,6 1 (100 3800 3,8 

Rind•r 50 000 1 321 ()()() 26 34 2CO 1 488 000 44 

darunter Kuhe 48 100 454 000 9,4 29 900 471 000 16 

Schweine 27500 I 661 000 60 

darunter Zuchttauen 17 900 176 000 9,8 

Pferde lnsge•omt 26 500 51900 2,0 

darunter 3 Jahre und älter 25100 43 400 1,7 

Arbeitspferde 
3 

2000 3 ()()() 1,5 

Andere Pferde 3 200 13 600 4,3 

1)1960 LN= Londwlrtschoftllche Nutzfloche; 1971 LF = Londwortschoftlich genutzte Fläche 

2) einschließlich milt•lfruhe 
3) elnschliefllich Fohlen und Ponys 

die letzte Tabelle, in der die Anbauer und 
Halter bestimmter Frucht- und Tierarten mit 
den jeweiligen Flächen und Beständen nach den 
Landwirtschaftszählungen 1960 und 1971 ein­
ander gegenüber gestellt werden. Zwar war der 
Erhebungsbereich bei den beiden Zählungen 
unterschiedlich abgegrenzt 2

, die Auswirkungen 
können aber bei den hier dargestellten Positio­
nen vernachlässigt werden. In Einzelfällen 
wurden die erhobenen Daten auf vergleichbare 
Werte umgeschätzt. Gravierender ist es, daß 
zur Zeit nur die jeweiligen Gesamtzahlen der 
Betriebe und Bestände gebracht werden können 
und nicht die Aufgliederung nach dem Umfang 
des Produktionszweiges. Immerhin geben aber 
auch die ausgewiesenen Durchschnittswerte 
erste quantitative Einblicke in die Veränderun­
gen; die Ergebnisse werden später auch nach 
Größenklassen der Betriebe und des Produk­
tionsumfanges aufgegliedert dargestellt werden. 

Die Zahl der bei den Zählungen erfaßtcn 
Betriebe mit landwirtschaftlich genutzter Flä-

2) 1960 ob 0,5 ho G~somtfloch.,, 1971 ob 1 ho londwlrtschoftllch !1 .. 

nutzter Floch• sowie kleoMre 8errl•be (ouch ohne LF), in d•Mn mln• 
d .. t.,ns 4 OOC DM ,.,..,rkt~roduktlon pro Johr f>rzoelt wurden 

ehe hat von 1960 bis 1971 um etwa ein Fünftel 
abgenommen. 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche wurde 
nur unwesentlich kleiner, so daß die Durch­
schnittsfläche je Betrieb von 21 auf 26 ha 
anstieg. Bei sämtlichen Getreidearten sind die ,a 
durchschnittlichen Anbauflächen je Betrieb W 
angestiegen, meist sogar beträchtlich. Dabei 
hat die Zahl der Anbauer der meisten Arten 
abgenommen:-heiii1Soilimermenggetreide sogar 
um 80 o/o. Ausnahmen machen Wintergerste und 
Hafer, die heute bei erheblich geringerer 
Gesamtzahl der Betriebe von mehr Betrieben 
angebaut werden als damals. Die durchschnitt­
lichen Anbauflächen je Betrieb von Winter­
gerste, Zuckerrüben und Obst waren 1971 
doppelt so groß wie 1960. Bei Hafer stieg 
dieser Wert um fast drei Viertel, bei Handels­
gewächsen - in erster Linie Raps - um die 
Hälfte. Die Zahl der Kartoffelanbauer hat um 
gut zwei Drittel abgenommen, außerdem wurden 
die durchschnittlichen Anbauflächen pro Betrieb 
kleiner. Mit einer Durchschnittsfläche von 
1 ha je Anbau er dürfte es sich bei der Mehrzahl 
der verbliebenen knapp 11 000 Kartoffelanbauer 
um reine Selbstversorger handeln. 
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Bei der Tierhaltung bestehen größere Ver­
gleichschwierigkeiten zwischen den Zählungen. 
Uneingeschränkt lassen sich diese Gesamt­
zahlen nur bei der Rindviehhaltung vergleichen. 

Die Zahl der Rinderhalter ist um 32 %, die der 
Kuhhalter sogar um 38 % kleiner geworden. 
1960 hielten 90 o/o aller Betriebe mit LN 
Rinder, 1971 dagegen noch 80 %. Damals hatten 
96 % aller Rinderhalter Kühe, heute 87 %. Oie 
Durchschnittsbestände je Haltung vergrößerten 
sich um rund 70% von 26 auf 44 beim Rioder­
gesamtbestand und von 9,4 auf 16 beim Kuh­
bestand. Das sind eindrucksvolle Belege für die 
jedermann sichtbaren Veränderungen in der 
Landwirtschaft unseres Landes. 

Bei der Schweinehaltung muß an dieser Stelle 
auf einen Vergleich mit 1960 verzichtet werden, 
da sich bei den Gesamtzahlen zu große Abgren­
zungsunterschiede im Haltungsbereich unter­
halb bestimmter Flächenschwellen bemerkbar 
machen. Die 1971 erfaßten Haltungen hatten 
einen Durchschnittsbestand von 60 Schweinen, 
die Zuchtsauenhalter hielten im Durchschnitt 
fast 10 Sauen. 

Bei den Pferden erschwert in erster Linie eine 
Änderung der Definitionen den Vergleich. 

Damals wurde nach dem Alter der Tiere unter­
schieden, heute nach dem Verwendungszweck; 
dennoch werden große Veränderungen sichtbar. 
Für 1960 kann angenommen werden, daß die 
rund 25 000 Pferdehalter mit Tieren ab 
3 Jahren ihre Pferde größtenteils noch als 
Arbeitspferde einsetzten; das ist heute nur 
noch in rund 2 000 Betrieben der Fall. Dagegen 
gibt es heute über 3 000 Haltungen, in denen 
die Pferde vornehmlich für Reit- und Fahr­
zwecke gehalten oder gezüchtet werden. Der 
relativ hohe Durchschnittsbestand je Haltung 
weist darauf hin, daß es viele Haltungen mit 
beachtlichen Beständen gibt. Allerdings sind in 
den Beständen 1971 auch die Ponys enthalten, 
nach denen 1960 und übrigens auch bei den 
jährlichen Viehzählungen nicht ausdrücklich 
gefragt worden ist. 

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß in 
der schleswig-holsteinischen Landwirtschaft 
im abgelaufenen Jahrzehnt eine Spezialisierung 
in der Produktion und eine Konzentration auf 
weniger aber größere Betriebe stattgefunden 
hat, 

Dr. DieterMohr 

Die Struktur der Mieten in Schleswig- Holstein 
Wegen ihrer gesellschaftspolitischen Bedeutung 
wird die Entwicklung der Wohnungsmieten, 
besonders seit der Liberalisierung des Woh­
nungsmarktes, in der Öffentlichkeit aufmerk­
sam beobachtet. Anband der Ergebnisse der 

a Gebäude- und Wohnungszählung vom 25.10.1968 
W ist es möglich, Aussagen über die Struktur der 

Mieten zu machen, sofern es sich um bewohnte 
Mietwohnungen in Wohngebäuden handelt. 

Insgesamt wurden in Schleswig-Holstein 
836 000 Wohnungen gezählt. Von diesen standen 
am Stichtag der Zählung 13 000 leer und 12 000 
waren nicht ständig bewohnt. 811 000 waren 
also ständig bewohnt. Mehr als die Hälfte dieser 
Wohnungen, nämlich 492 000, waren Mietwoh­
nungen, die übrigen waren Eigentümerwohnun­
gen, das sindWohnungen, dievonGebäudeeigen­
tümern, Wohnungseigentümern oder deren 
Angehörigen bewohnt werden. Diese 492 000 
ständig bewohnten Mietwohnungen befanden 
sich überwiegend in Wohngebäuden, nur 22 000 
lagen in anderen Gebäuden. Um Wohnungen 
außer Betracht zu lassen, bei denen zu erwar­
ten war, daß besondere Faktoren die Miethöhe 
bestimmten, mußten ca. 80 000 Dienst-, 

Werks-, Berufs-, Stifts- und Geschäftsmiet­
wohnungen, Wohnungen, die von Angehörigen 
ausländischer Streitkräfte privatrechtlich ge­
mietet sind, sowie Wohnungen mit fehlenden 
Mietangaben von den 470 000 bewohnten Woh­
nungen in Wohngebäuden abgezogen werden, Es 
blieben 391 000 ständig bewohnte Mietwohnun­
gen in Wohngebäuden, bei denen die Angabe 
einer regulären Miete vorhanden ist. Um 
Wiederholungen zu vermeiden, wird im folgen­
den nur noch pauschal von Wohnungen oder 
Mietwohnungen gesprochen, wenn es sich um 
diese Gruppe der ständig bewohnten Miet­
wohnungen in Wohngebäuden mit Mietangabe 
handelt. 

Im Landesdurchschnitt waren 2,38 DM Miete 
pro qm Wohnfläche zu entrichten. Überwiegend, 
nämlich in 73 % aller Fälle, mußte zwischen 
1,50 und 3,50 DM gezahlt werden. Für 17% 
wurden weniger als 1,50 DM, für 11 % mehr 
als 3,50 DM je qm verlangt. Dabei traten je 
nach Ausstattung, Alter, Finanzierung, Größe 
und örtlicher Lage erhebliche Unterschiede zur 
Landesdurchschnittsmiete auf, wie im folgen­
den noch deutlich werden wird. 
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Miethöhe und Ausstattung 

Um die Wohnungen hinsichtlich ihrer Ausstat­
tung miteinander vergleichen zu können, sollen 
die in der Wirklichkeit sehr unterschiedlichen 
und vielfältigen Ausstattungen durch Verwen­
dung von nur drei Merkmalen in 5 Stufen stan­
dardisiert werden: 

Stufe 1: Bad, WC und Sammelheizung 

" 
II 

2: Bad und WC, keine Sammelheizung 

3: Ohne Bad, 

" 
aber mit WC in der Wohnung 

4: WC außerhalb der Wohnung, 
aber im Gebäude 

II 5: Sonstige Kombinationen, wobei es 
sich meist um Wohnungen ohne 
Sammelheizung und Bad, mit WC 
außerhalb des Gebäudes oder sogar 
ohne WC handelt 

Durchschnittsmieten noch Ausstattung und Bouolter/ Förderung 

Gebäude errichtet ... 

bis 1918 

1919 bis 1948 

1949 und später, 
nicht öffentlich gefördert 

1949 und später, 
öffentlich gefördert 

Zu•ommen 

1) Text siehe oben 

2,52 

2,53 

3,53 

2,81 

3,00 

Mietwohnungen 
1 

der Auutollungsstufe 

2 3 4 

Monetliche Miete ln DM 
le qm Wohnfläche 

2,11 1,88 1,84 

2,07 1,93 1,84 

2,64 2,14 2,03 

2,35 2,02 1,80 

2,30 1,94 1,84 

5 

1,43 

1,56 

1,68 

1,54 

1,47 

Wie die Tabelle zeigt, war die Miete pro qm 
umso niedriger, je einfacher die Ausstattung 
war. In der Ausstattungsstufe 5 streuten die 
Quadratmeterpreise je nach Baualter und För­
derung nur um 0,25 DM, während bei Wohnun­
gen mit höchstem Komfort Preisunterschiede 
von 1,00 DM zwischen diesen Gruppen auftra­
ten. Frei finanzierteN eubauwohnungen der Aus­
staUungsstufe 1 waren 1,85 DM und damit mehr 
als doppelt so teuer als solche der Stufe 5. 
Für öffentlich geförderte Neubauwohnungen 
mußte dagegen nur 1,27 DM mehr gezahlt wer­
den, während die Differenz bei Altbauwohnungen 
1,09 DM betrug, wenn sie vor 1918 errichtet 
waren, und 0,97 DM, wenn sie zwischen 1919 
und 1948 gebaut worden waren. 

Gründe für diese unterschiedlichen Belastungen 
können hier nur angedeutet werden: Dem zu­
grunde liegenden Untersuchungsmaterial kann 
man nicht entnehmen, wie alt die sanitären und 

heizungstechnischen Installationen jeweils sind. 
Allerdings spricht einiges dafür. daß ihr 
durchschnittliches Alter in Altbauwohnungen 
höher als in Neubauwohnungen ist, wenn es 
auch etliche Altbauten geben mag. die nach­
träglich erst in jüngerer Zeit eine anspruchs­
vollere Ausstattung erhalten haben. Infolge der 
Baupreisentwicklung der Vergangenheit ergibt 
sich daher eine u. a. durch bessere Ausstat­
tung verursachte höhere Kostenbelastung für 
Neubauwohnungen, die ihren Niederschlag in 
höheren Mieten findet. Die Tabelle weist nur 
eine grobe Altersgliederung auf. Es ist u. a. 
nicht berücksichtigt. daß das durchschnittliche 
Alter der Neubauwohnungen der einzelnen Aus­
stattungsstufen sehr unterschiedlich ist, näm­
lich in den Stufen 4 und 5 z. B. wesentlich 
höher als in der Stufe 1. In den letzten Jahren 
vorm Zählungsstichtag sind nur noch wenige 
Wohnungen ohne Bad und Zentralheizung ge­
baut worden. Wegen der Baukostenentwicklung 
dürfte das Durchschnittsalter aber erheblichen 
Einfluß auf die Durchschnittsmiete bei Neubau­
wohnungen haben, so daß die Differenzen zwi­
sehen den Quadratmetermieten der verschie­
denen Ausstattungsstufen innerhalb derselben 
Zeile nur zum Teil auf die Einbaukosten für 
Heizung und sanitäre Installationen, zum ande­
ren aber auf den verborgenen Einfluß des Bau­
alters zurückzuführen sind. 

Wesentlich geringere qm-Mieten 
bei größeren Wahnflächen 

Neben der Ausstattungsstufe entscheidet auch 
die Größe der Wohnung über die Höhe der 
Miete, die pro qm zu entri chten ist. Die zweite 
Tabelle zeigt, um wieviel Prozent die qm­
Mieten größerer Wohnungen von den qm­
Mieten abwichen, die durchschnittlich für 
Kleinwohnungen - das sind Wohnungen mit einer 
Fläche bis zu 40 qm - zu zahlen waren. Dabei e 
wurde innerhalb jeder Wohnflächenkategorie 
(bis unter 40 qm, 40 - 59 qm, 60 - 79 qm und 
mehr als 80 qm) nach Ausstattungsstufe und 
Gebäudealter/Finanzierungsform unterschie­
den. 

Für eine in einem bis 1918 entstandenen Altbau 
gelegene Wohnung mit 40 - 59 qm Wohnfläche, 
die Sammelheizung, Bad und WC hatte, waren 
durchschnittlich 27 o/o weniger pro qm zu zahlen 
als für eine gleich ausgestattete Kleinwohnung. 
Diese Preisdifferenz stieg auf 33 %, wenn die 
Wohnfläche 60 bis 79 qm betrug und auf 39 %, 
wenn sie größer als 80 qm war. Ähnliche Zu­
sammenhänge galten für die übrigen unter­
schiedenen Ausstattungsstufen, weitgehend 
unabhängig davon, ob es sich um Alt- oder 
Neubauten handelte. Nivellierter waren dagegen 
die qm-Preise der Flächengruppen des Sektors 
"öffentlich geförderte Wohnungen". Hier waren 
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Der Einfluß der Wohnungsgröße auf die Durchschnittsmiete noch Ausstattung und Bauafter/Förderung 

Mietwohnungen mit ••. qm Wohnfläche und der Ausstottungsstufe 
I 

unter 40 40-59 

I 
60-79 

I 
80 und mehr 

Gebäude errichtet •.. 2 3 4 2 3 4 1 2 3 4 1 2 3 4 

Miete ln DM I• qm Abweichung der Miete gegenuber den Wohnungen unter 40 qm ln '4 

bll 1918 3,93 2,91 2,22 2,06 -27 -20 - 14 - 12 -33 -27 -20 - 16 -39 -34 -25 -20 

1919 bis 1948 3,38 2,63 2,23 2,15 -23 - 15 - 12 - 19 -25 -25 -22 -22 -27 -30 -29 -30 
1949 und später, 
nicht llffentllch gefllrdert 4,53 3,21 2,49 2,33 - 17 - 18 - 17 -21 -25 -22 -24 -24 -26 - 13 (- 22)(- 36) 

1949 und später, 
öffentlich gefördert 2,97 2,38 2,16 1,97 - 6 -

1) alehe T e>et, Seite 6 

Wohnungen mit dem höchsten Ausstattungs­
niveau und mit mehr als 40 qm nur um 6 o/o, 5% 
und 7 % pro qm billiger als die gleich ausge­
statteten öffentlich geförderten Kleinwohnun­
gen. Diese Abhängigkeit des qm-Preises von 
der Wohnfläche wird vermutlich kosten- und 
nachfragebedingt sein. Kostenbedingt, weil 
Festkosten eine umso höhere qm-Miete bewir­
ken, je kleiner die Wohnungen sind, und nach­
fragebedingt, weil sich hohe qm-Mieten bei 
Kleinwohnungen leichter durchsetzen lassen 
werden als bei großen Mietwohnungen, deren 
monatliche Mieten dann häufiger als zu hoch 
angesehen werden dürften. 

Es wird gelegentlich behauptet, daß die Einbau­
kosten für Küche, Bad, WC und Zentralhei­
zung, die weitgehend unabhängig von der Wohn­
fläche anfallen und somit Fixkostencharakter 
haben, verantwortlich dafür seien, daß bei 
vergleichbaren Wohnungen die qm-Mieten mit 
steigender Wohnfläche sinken. Wie die Tabelle 
zeigt, fallen zwar bei steigender Größe der 
Wohnungen die auf den qm bezogenen Mieten. 
We.qn aber die Investitionskosten für Bad, WC 
und Sammelheizung sich wie behauptet bemerk-

• bar machten, müßte die Quadratmetermiete 
umso flächenabhängiger sein, je besser die 
Ausstattung ist. Offensichtlich nehmen aber die 
Mieten mit steigenderWohnfläche in allen Aus­
stattungsstufen in ähnlichem Maße ab, Für 
diese Verknüpfung scheinen eher Nachfrage­
faktoren maßgebend zu sein. Dafür spricht auch 
das flächenunabhängigere Mietgefüge im öffent­
lich geförderten Wohnungsbau; denn die dort 
erhobenen Mieten entsprechen im wesentlichen 
den Kostenmieten. 

Geringe Preisunterschiede 
zwischen Alt- und Neubauten 

Am Stichtag kostete eine Altbauwohnung pro qm 
Wohnfläche durchschnittlich 1,91 DM, wenn sie 
vor 1918, und 2,09 DM, wenn sie in der Zeit­
spanne 1919 bis 1948 errichtet wurde, während 
für öffentlich geförderte Neubauwohnungen 

2 -II - 15 - 5 + 0 - 18 -24 - 7 - 8 (- 29)(- 31) 

Die Verteilung der Wohnungen auf Mietpreisklassen 
nach Baualter und Förderung 

D- 430i 

' Vor 1918 errichtet 1919 -1948 errichtet 
30-­

20 

10 

-~ 
~ 

nach 1948 ernchtet und 
öffentlich - - nicht öffentlich 
gefördert ' gefördert 

30 

(nach 1948) 2,49 DM und für nicht öffentlich 
geförderte 3,24 DM verlangt wurden. 

Das Bild soll verdeutlichen, wie viele Wohnun­
gen in welchem Ausmaß von den jeweiligen 
Durchschnittsmieten abweichen. Man findet in 
allen Gruppen die weitaus meisten Wohnungen 
in nur 4 Mietpreisklassen. So kosteten 91 % der 
öffentlich geförderten Neubauwohnungen - be­
zogen auf den Quadratmeter Wohnfläche - zwi­
schen 1,50 und 3,50 DM, allein 37 % der Woh­
nungen dieser Gruppe gehörten zur Klasse 2,00 
bis 2,50 DM. Bei den Altbauwohnungen lag eine 
ähnlich starke Konzentration vor. Hier bewe­
gen sich die qm-Mieten hauptsächlich zwischen 
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1,00 und 3,00 DM (83 "/o der Altbauten, die von 
1919 bis 1948 gebaut worden sind) und unter 
2,50 DM (80 "/o der bis 1918 entstandenen Alt­
bauten). Schwächer war die Häufung nur bei den 
nicht öffentlich geförderten Neubauwohnungen 
(58 "/o zwischen 2,00 und 4,00 DM). 

Diese Ergebnisse erlauben aber keine qualifi­
zierteren Aussagen über die Mietstruktur bei 
Alt- und Neubauwohnungen, da der Anteil 
schlecht ausgestatteter und damit billigerer 
Wohnungen bei Altbauten wesentlich höher als 
bei Neubauten ist. 

In der Graphik sind daher auch diejenigen 
Wohnungen besonders eingezeichnet, die hin­
sichtlich ihrer Ausstattung - Bad, WC und 
Sammelheizung - als annähernd gleichwertig 
angesehen werden können. Es versteht sich von 
selbst, daß derartige Vergleiche nur grob sein 
können. So ist nicht die regionale Lage, nicht 
die Lage innerhalb des Ortes, innerhalb des 
Gebäudes usw. berücksichtigt. Um die Quanti­
tät des Untersuchungsmaterials nicht zu sehr 
zu reduzieren, wurde auch darauf verzichtet, 
den Faktor Wohnfläche zu eliminieren. 

Gut ausgestattete Wohnungen in frei finanzier­
ten Altbauten waren etwa um 1,00 DM pro qm 
(oder ca. 28 "/o) billiger als in frei finanzierten 
Neubauten und um etwa 0,28 DM (oder ca. 10 %) 
billiger als in öffentlich geförderten Neubauten. 
Wird aber berücksichtigt, daß der Anteil der 
Kleinwohnungen bei Neubauten nahezu dreimal 
so hoch war wie bei Altwohnungen, so dürften 
die Unterschiede zwischen derartig ''struktur­
bereinigten" Preisen noch geringer sein als 
oben dargestellt. Ähnlich wie bei den Wohnun­
gen insgesamt verteilt sich auch hier die Masse 
der Wohnungen auf relativ wenige Mietpreis­
klassen, die frei finanzierten Neubauwohnungen 
wiederum ausgenommen. Wie groß der Vorteil 
war, Mieter einer öffentlich geförderten 
Neubauwohnung zu sein, kann man daran sehen, 
daß neun Zehntel dieser Wohnungen mit Bad, 
WC und Sammelheizung bis zu 3,50 DM pro qm 
kosteten, während es bei den frei finanzierten 
Neubauten nur knapp die Hälfte waren. 

Die höchsten Mieten in Gemeinden 
mit 10 000 bis 20 000 Einwohnern 

Um einigermaßen homogenes Material für den 
Vergleich nach derGemeindegröße zu erhalten, 
sollen im folgenden wieder nur Wohnungen be­
trachtet werden, die über Bad, WC und Sam­
melheizung verfügen. In Gemeinden mit weni­
ger als 2 000 Einwohnern hatten nur 15 % der 
Mietwohnungen diese Ausstattungsstufe. In 
diesen Gemeinden liegen, verglichen mit ande­
ren Gemeindegrößenklassen, besondere Ver-

hältnisse vor. Bei den Mietwohnungen, die hier 
im Verhältnis zu den Eigentümerwohnungen 
recht selten vorkommen, handelt es sich ver­
mutlich häufig um solche, die ehemals als 
Altenteilerwohnungen vorgesehen waren und 
nur über eine Ausstattung verfügen, wie man 
sie früher für notwendig hielt. Die besser aus­
gestatteten Wohnungen in dieser Größenklasse 
sind dagegen meist Eigentümerwohnungen. In 
Orten mit 20 000 bis unter 50 000 Einwohnern 
waren mehr als vier Zehntel aller Wohnungen 
mit Bad, WC und Sammelheizung ausgestattet, 
während der Anteil in der Größenklasse 10 000 
bis unter 20 000 Einwohner noch gut ein Drittel 
und in der Größenklasse 5 000 bis 10 000 Ein­
wohner knapp ein Drittel betrug. In Gemeinden 
mit 2 000 bis unter 5 OOOund in denen mit mehr 
als 100 000 Einwohnern waren es gleicher­
maßen 29 %, in denen mit 50 000 bis unter 
100 000 Einwohnern aber nur 21 %. Wie hoch 
der Anteil der erstklassigen Wohnungen am 
Gesamtbestand einer Gemeinde ist, dürfte im 
wesentlichen vom Anteil der Neubauten am e 
Wahngebäudebestand abhängen; denn fast jede 
zweite Neubauwohnung, aber nur etwa jede 
achte Altbauwohnung war mit Bad, WC und 
Sammelheizung ausgerüstet. Die Bautätigkeit 
nachKriegsende wiederum wurde hauptsächlich 
bestimmt durch die wirtschaftliche Expansion 
und durch das Ausmaß der Kriegszerstörungen. 
Der erstgenannte Grund gilt besonders für das 
Randgebiet um Hamburg. So waren z. B. in 
den Kreisen Pinneberg, Segeberg und Stormarn 
etwa zwei Drittel der Mietwohnungen Neubau-
ten, im Landesdurchschnitt etwa die Hälfte, in 
der kreisfreien Stadt Flensburg und im Kreis 
Dithmarschen nur 41 bzw. 42"/o. Das gleiche 
gilt für die Ausstattung der Wohnungen. Nur 
in knapp der Hälfte der Kreise waren 25o/o und 
weniger der Wohnungen mit Bad, WC und 
Sammelheizung ausgerüstet. In Nordfriesland 
und im Kreis Randsburg-Eckernförde waren 
es 26"/o, im Hzgt. Lauenburg 30%, in den drei . 
Kreisen Pinneberg, Segeberg und Stormarn 
dagegen knapp die Hälfte. Leider liegt kein 
gleichartiges Material auf Gemeindeebene vor. 
Daher können Gemeinden gleicher Größen­
klasse, aber aus verschiedenen Regionen, 
hinsichtlich ihrer Mietenstruktur nicht mit­
einander verglichen werden. 

Der Wohnungsbestand in der Größenklasse 
50 000- 100 000 Einwohner, die von den Städten 
Flensburg und Neumünster gebildet wird, war 
ausgesprochen schlecht. Von allen Kreisen und 
kreisfreien Städten schneidet übrigens Flens­
burg am schlechtesten ab: nur 60 % aller Miet­
wohnungen in Wohngebäuden hatten WC in der 
Wohnung, bei etwa einem Drittel befand sich 
das WC außerhalb der Wohnung im Gebäude, 
während fast 9 % der Mietwohnungen entweder 
kein WC oder eines außerhalb des Gebäu­
des besaßen. 
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Durchschnittlich am wenigsten müssen Mieter 
zahlen, die in Gemeinden bis zu 2 000 Einwoh­
nern wohnen. 

Auffallend ist, daß die höchsten Mieten in den 
Größenklassen herrschten, die die beste Woh­
nungsstruktur hatten, nämlich in Gemeinden 
mit 10 000 bis 50 000 Einwohnern, und daß in 
Neumünster und Flensburg relativ niedrige 
Mieten gefordert wurden. 

Vier Mietpreiszonen in Schleswig-Holstein 

Das zweite Bild gibt Aufschluß darüber, wie 
hoch das Mietenniveau am 25. 10. 1968 in den 
12 schleswig-holsteinischen Kreisen und in den 
4 kreisfreien Städten war. 

In den kreisfreien Städten waren gut ausge­
stattete Mietwohnungen in Lübeck am teuer­
sten, gefolgt von Kiel, wo die höchsten Mieten 
für gut ausgestattete Altbauten zu zahlen waren, 
während in Flensburg und Neumünster - wie 
schon erwähnt - ein niedrigeres Preisniveau 
herrschte. 

Vergleicht man anstatt des Gesamtbestandes an 
Mietwohnungen nur die frei finanzierten Neu­
bauwohnungen miteinander, deren Mieten am 
nachfrageabhängigsten sein dürften, so werden 
die regionalen Unterschiede noch größer; denn 
während im Kreis Schleswig 2, 73 DM pro qm 
bezahlt werden mußte, waren es im Kreis 
Pinneberg 4,09 DM, also genau 50% mehr. 

Um 40 o/o höhere Mieten 
bei Einzug im Zeitraum 1967/68 

ln den Kreisen Schleswig- Holsteins Von den Inhabern einer Mietwohnung wurde 
0 _ 4107 auch die Frage nach dem Zeitpunkt ihres Ein­

Krme blw. krcrs!Jere Stadle 
•rt 

- 3.20 rmrlllelu Oll 

- 3.00 bis 3.19 DM 

111111111 2.80 bis U'.lllll 

lll!!fld 2.60 bis 2,79 llll . CJ unler 2,60 Oll IIOn3llicM llrete le q~~~IOIInftache filr Mrelwotrnmaen 
11111 Bad, IC und Sanunelherzuna 

Deutlich zeigt sich der Einfluß des Hamburger 
Randgebietes, der die wachstumsstarken Kreise 
Pinneberg, Segeberg und Stormarn zur Preis­
spitzenreitern gemacht hat. Eine zweite Preis­
zone bildet der Raum Kiel - Lübeck ein­
schließlich der Kreise Ostholstein, Plön und 
Hzgt. Lauenburg. Zu einer dritten Gruppe 
könnte man die Kreise Rendsburg-Eckernförde, 
Flensburg-Land und Steinburg und die kreis­
freien Städte Neumünster und Flensburg zu­
sammenfassen. Die vierte Zone, die die 
niedrigsten Durchschnittsmieten hat, wird von 
den Westküstenkreisen Dithmarschen, Nord­
friesland und dem Kreis Schleswig gebildet, 
also Räume, die hinsichtlich ihrer Wirt­
schaftsstruktur zu den schwach entwickelten in 
Schleswig-Holstein gehören. 
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zuges in die am 25. 10. 1968 gemietete Wohnung 
beantwortet. In der Tabelle wird unterschieden, 

Einzugsjahr und Miethöhe 
noch Baualter, Wohnungsgröße und Ausstattung 

ohne öffentllc:h geförderte und von gemeinnütz lgen Wohnungsunternehmen 
erstellte Wohnungen 

WohnfiSche 
ln qm 

unter 40 
40- 59 
60-79 
80 und mehr 

Zusammen 

unter 40 
40-59 
60-79 
80 und mehr 

Zuaammen 

unter 40 
40-59 
60-79 
80 und mehr 

Zuaomtnen 

unter 40 
40-59 
60-79 
80 und mehr 

Zuaommen 

Miete ln DM fe qm 

bel Einzug 

1967 
1967 

und 1968 

Zunahme der Miete ln ~ 
bel späterem Einzug 

Wohnungen 
1 

der Auutottvngutvfe 
olle 1 ? 

Bis 1948 erdehret 

1,83 2,73 49 48 39 
1,79 2,36 32 28 28 
1,83 2,36 29 2A 28 
1,93 2,34 21 18 16 

1,8-4 2,.CD 30 23 26 

1949 bis 1966 errichtet 

3,19 4,17 31 20 33 
2,91 3,56 22 16 23 
2,97 3,39 lA 13 18 
3,01 3,49 16 15 21 

2,98 3,53 18 IS 21 

1967 und 1968 errichtet 

5,29 
4,55 
3,95 
3,71 

.C,07 

Diese Wohnungen zuaommen 

2,04 3,19 56 28 37 
1,99 2,85 43 28 29 
2,19 3,01 37 23 27 
2,17 2,85 31 2A 2A 

2,10 2,9.C .CO 2S 28 

I) stehe Text, Seite 6 



ob der Mieter vor 1967 oder 1967/68, d. h. in 
der Zeit vom 1. 1. 1967 bis 25. 10. 1968 seine 
Wohnung bezogen hatte. Hier wurde nur ein 
Teil der frei finanzierten Wohnungen berück­
sichtigt; Wohnungen gemeinnütziger Wohnungs­
bauunternehmen und öffentlich geförderte Woh­
nungen wurden außer acht gelassen. 

Wer 1967/68 eingezogen war, mußte durch­
schnittlich 40 o/o mehr Miete zahlen als der­
jenige, der seine Wohnung schon vor 1967 
gemietet hatte. Hierbei ist allerdings zu be­
achten, daß dem Vergleich zwei unterschied­
liche Massen von Wohnungen zugrunde liegen. 
Bei den Mietangaben der Einzugsjahre 1967/68 
sind nämlich auch die Wohnungen enthalten, die 
erst zwischen dem 1. 1. 1967 und 25. 10. 1968 
fertiggestellt worden sind (etwa 4 o/o der 
Summe). 

Mieter von Wohnungen mit einer Wahnfläche 
von weniger als 40 qm mußten bei späterem 
Einzug sogar 56 % mehr zahlen. War diese 
Wohnung eine Altbauwohnung, betrug die Erhö­
hung im Durchschnitt 49 o/o, bei einer Neubau­
wohnung, die in der Zeit von 1949 bis 1966 ent­
standen ist, waren es 31 o/o. Generell war die 
Zunahme der Mieten bei Wohnungen gleicher 
Ausstattung umso geringer, je größer die 
Wohnfläche war. Ferner war die Mieterhöhung 
bei den älteren Wohngebäuden (vor 1949) im 
Durchschnitt größer als bei neueren, ansChei­
nend unabhängig von der Wohnfiäche. Bei gut 
ausgestatteten größeren Neubauwohnungen wa­
ren die prozentualen Zunahmen am niedrigsten. 
Da diese Wohnungen eine hohe monatliche Miete 
haben, stoßen vermutlich weitere Mieterhö­
hungen auf Widerstand. In der Regel haben sich 
die Mieten immer dann umso mehr erhöht, je 
niedriger vorher die Monatsmiete war. Bei der 
Preisbildung scheinen also Nachfragefaktoren 
ausschlaggebend gewesen zu sein, wobei sich 
die Miethöhe der Altbauwohnungen am Niveau 
der Neubaumieten orientiert zu haben scheint. 
Es kann in diesem Zusammenhang nicht festge­
stellt werden, wie groß die mieterhöhende 
Wirkung der Liberalisierung des Wohnungs­
marktes gewesen ist. Jedoch scheint ein 
Mieterwechsel für den Vermieter recht häufig 
Anlaß gewesen zu sein, die Mieten kräftig zu 

erhöhen. Das dürfte Ursache für einen Teil der 
Zunahmen sein. Ein anderer Teil ist dadurch 
zu erklären, daß die Mieten für Neubauwohnun­
gen, die in denJahren 1967 und 1968 entstanden 
sind, sprunghaft gestiegen sind, was ohne 
Zweifel hauptsächlich auf die Preisentwicklung 
am Baumarkt zurückzuführen ist. Davon ist 
u. a. aber auch der öffentlich geförderte Woh­
nungsbau betroffen, so daß die hier für die frei 
finanzierten Neubauten beschriebene Entwick­
lung in der Tendenz für sämtliche Neubauten 
gilt. 

Begriffserläuterungen 

"Miete" ist der zwischen dem Mieter und Ver­
mieter vereinbarte Betrag für die Nutzung der 
Wohnung, unabhängig davon, ob er tatsächlich 
gezahlt wurde oder nicht. 

Im Gegensatz zu frei finanzierten Wohnungen 
sind die Wohnungen "öffentlich gefördert'', die 
nach der Währungsreform (20. 6. 1948) fertig- e 
gestellt worden sind und für die im Rahmen des 
sozialen Wohnungsbaus öffentliche Mittel bewil-
ligt worden sind. Auch wenn die öffentlichen 
Mittel nach dem 31. 8. 1965 freiwillig vorzeitig 
zurückgezahlt (abgelöst) worden sind, gilt die 
Wohnung zum Zeitpunkt der Zählung noch als 
öffentlich gefördert. 

"Wohnfiäche" ist die Fläche der gesamten 
Wohnung einschließlich Küche, Bad, Toilette, 
Flur und untervermieteter oder gewerblich ge­
nutzter Räume. Unberücksichtigt bleiben die 
nicht zum Wohnen bestimmten Keller und 
Bodenräume. Bei Räumen mit schrägen Wän­
den wurde die unter der Schräge liegende 
Fläche nur halb gerechnet, die Grundfläche von 
Balkonen nur zu einem Viertel. 

"Wohngebäude" sind solche Gebäude, die min­
destens zur Hälfte Wohnzwecken dienen. 

Als "Neubauwohnungen" gelten hier Wohnungen, e 
die in 1949 und später errichteten Wohngebäu-
den lagen. Entsprechend sind Wohnungen in 
Wohngebäuden, die bis zu diesem Zeitpunkt er­
richtet worden waren, Altbauwohnungen, 

Jörg Rüde/ 

Die Altersgliederung 

der schleswig-holsteinischen Bevölkerung 
"Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, Konsumkraft und Fort­
pflanzungsfähigkeif des Menschen sind an gewisse Alters­
jahre gebunden, sind 'oltersspezifisch' differenziert, Darum 
sindZohlenongoben über die Größe einer Bevölkerung wenig wert, 

wenn man nicht gleichzeitig Angaben über ihren Altersoufbru hat. 
Der Altersoufbru ist neben dem Geschlecht die wichtigste 
Gefügeeigenschaft der Bevölkerung." Gerherd Mockenroth, 
Bevölkerungslehre, 1953. 
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Zu den wichtigsten Feststellungen einer jeden 
Volkszählung gehört die Darstellung der 
Altersgliederung der Bevölkerung. Die zweite 
Frage des Volkszählungsbogens der letzten 
Volkszählung im Jahre 1970 war die nach dem 
vollen Geburtsdatum. Das Geburtsdatum ist die 
Grundlage für die Berechnung des Alters aller 
gezählten Personen am Stichtag der Zählung, 
dem 27. 5 . 1970, und damit für ihre genaue 
Einordnung in die einzelnen Altersgruppen. 

Eine Information über die Altersstruktur, 
sozusagen "auf einen Blick", ermöglicht die 
Darstellung der Bevölkerung als Bevölkerungs­
pyramide. Jeder einzelne Altersjahrgang ist 
seiner Größe entsprechend dargestellt, die 
Gruppe der 0- bis !jährigen bildet die Basis, 
die älteren sind darüber geschichtet, links von 
der Mitte alle Männer und rechts die Frauen. 

Die Grafik des Monats auf Seite 12 mit der 
Darstellung des Altersaufbaus am 27. 5 . 1970 
und den kleineren Pyramiden der ausgewählten e Volkszählungen in den Jahren 1875, 1900, 1925 
und 1950 läßt erkennen, wie sich die heutige 
Alterspyramide im Laufe der Zeit historisch 
entwickelt hat, und zeigt deutlich, daß die 
Altersstruktur das Ergebnis einer über ein 
Jahrhundert reichenden demographischen Ent­
wicklung ist. Da hier für die einzelnen Alters­
gruppen nicht die Anteile dargestellt sind, 
sondern ihre absoluten Größen, ist aber auch 
zu sehen, wie sich die Gesamtbevölkerung 
Schleswig-Holsteins bei unterschiedlichen Ge­
bietsständen während einer Spanne von fast 
100 Jahren zahlenmäßig verändert hat; die von 
der Pyramide abgedeckte Gesamtfläche ent­
spricht ja proportional der jeweiligen Gesamt­
bevölkerung. Um den in der flächentreuen 
Darstellung der 4 kleinen Pyramiden wieder­
gegebenen jeweiligen Bevölkerungsstand des 
Landes besser vergleichen zu können, sind in 
jeder Darstellung die senkrechten Linien, die 

• die Besetzung von 20 000 pro Jahrgang mar­
kieren, verstärkt worden. 

1875 zählte die damalige Provinz Schleswig­
Holstein (einschließlich der 1920 an Dänemark 
abgetretenen Gebiete) 1 075 000 Einwohner. Die 
Alterspyramide erscheint deshalb im Vergleich 
zu den jüngeren recht schmal. Ihre im wahren 
Sinne des Wortes pyramidenähnliche Gestalt 
deutet auf ein mehrere Generationen überspan­
nendes, fast ungestörtes Bevölkerungswachs­
tum hin. Sicherlich hätte aber auch diese Pyra­
mide etwas anders ausgesehen, wenn nicht die 
damalige Provinz durch Wanderungsbewegun­
gen, insbesondere durch Auswanderungen nach 
Übersee (vorwiegend nach den Vereinigten 
Staaten) ständig Bevölkerungseinbußen erlitten 
hätte. 

Trotz dieser Wanderungsverluste stieg als 
Folge der hohen Geburtenüberschüsse die 

Volkszahl innerhalb der 25 Jahre bis zur Jahr­
hundertwende auf 1 391 000. Das entsprach 
einer jährlichen Zuwachsrate von 1,0 o/o. Auch 
zu diesem Zeitpunkt weist die Alterspyramide 
noch ihre typische Form auf. Sie blieb so bis 
zum Beginn des 1. Weltkrieges erhalten. Ihre 
Reste sind in der Pyramide von 1970 im oberen 
Drittel noch deutlich wiederzuerkennen, wobei 
sich allerdings durch spätere Ereignisse die 
Relation der Männer zu den Frauen erheblich 
verschoben hat. 

Am 16. 6. 1925 fand die zweite Volkszählung 
nach dem 1. Weltkrieg und die erste nach der 
Abtrennung der Landkreise Apenrade, Sonder­
burg, Hadersleben und Teilen von Flensburg­
Land und Tondern statt. Sie erbrachte trotz des 
Bevölkerungsverlustes durch die Abtrennung 
eine Bevölkerungszahl von 1 519 000 Einwoh­
nern. Dies führte - wie an der Darstellung 
sichtbar ist - zu einer Verbreiterung der 
Bevölkerungspyramide. Auffällig aber ist hier 
der beginnende Verlust ihrer ebenmäßigen 
pyramidenartigen Form. Diese ist empfindlich 
gestört durch die Auswirkungen des 1. Welt­
krieges. Zum ersten Male erscheint die durch 
den starken Geburtenausfall in den Kriegs­
jahren bedingte intensive Einschnürung bei den 
Jahrgängen 1915 bis 1918 in der Alterspyramide 
unseres Landes. Sie wird bis ins nächste Jahr­
hundert hinein sichtbar bleiben. Die Pyramide 
zeigt aber auch, welche Verluste der Krieg für 
die männliche Bevölkerung brachte. Auf der 
linken Seite ist deutlich eine Einbuchtung, ins­
besondere bei den 25- bis 35jährigen Män­
nern, zu erkennen. Auch dieses Merkmal 
bleibt, wenn auch in schwächer werdender 
Form, während des weiteren Wachstums der 
Pyramide sichtbar. Im Jahre 1970 betrifft es 
die Jahrgänge der 70- bis 80jährigen. 

Die Alterspyramide des Jahres 1950 ist die 
breiteste der hier dargestellten fünf. Sie stellt 
eine Bevölkerung von 2 595 000 Menschen dar. 
GeradeeinJahr vorher, 1949, hatte unser Land 
mit mehr als 2 646 000 Einwohnern seine höch­
ste Bevölkerungszahl gehabt. Die Umsiedlung 
von Heimatvertriebenen aus dem übervölkerten 
Lande hatte bereits intensiv eingesetzt. Die 
Fortzüge überwogen die Zuzüge. 

Die Pyramide des Jahres 1970, 20 Jahre 
später, repräsentiert eine fast genau um 
100 000 niedrigere BevölkerungszahL Aller­
dings sank während dieser 20jährigen Periode 
die Bevölkerungszahl erst einmal bis zum 
Jahre 1956, insbesondere bedingt durch die 
erwähnten staatlichen Umsiedlungsmaßnahmen, 
auf etwa 2 252 000, also um 343 000. Von 1957 
an ist dann wieder ein ständiges Wachsturn zu 
verzeichnen, das gegenüber dem Bevölkerungs­
minimum nunmehr bis 1970 einen Zuwachs von 
242 000 Menschen erbrachte. In dieser Periode 

- II-



Der Altersaufbau der Einwohner 
Schleswig- Holsteins bei den Volkszählungen 
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von 14 Jahren ist die Bevölkerungszahl durch­
schnittlich jährlich um 0, 7 o/o gestiegen. 

Die äußere Form der beiden jüngsten Pyrami­
den unterscheidet sich sehr deutlich von der der 
drei älteren. Die historischen Ereignisse der 
zwei Jahrzehnte zwischen den beiden Welt­
kriegen und schließlich der 2. Weltkrieg selbst 
formten den Hintergrund, der in den Jahr­
gängen, die auf der unteren Hälfte der Alters­
pyramide 1950 dargestellt sind und in der 
Pyramide 1970 den mittleren Teil bilden, eine 
so ungleichmäßige Besetzung bewirkte. Da ist 
zunächst die Weltwirtschaftskrise, die die 
Geburtenzahlen der Jahrgänge 1929 bis 1933 
mehr oder weniger stark sinken ließ; von 1934 
bis 1940 wirkten sich in steigendem Maße die 
geburtenfördernden Maßnahmen des Dritten 
Reiches und die rigorose Durchsetzung des 
Abtreibungsverbots aus; von 1941 bis 1945 
unterbleiben infolge der Abwesenheit vieler 
Männer immer mehr Geburten, wobei sogar an 
der im V er gleich zum Vorjahr auffallenden 
Schwäche des Jahrgangs 1942 die besondere 
Verschärfung der Situation abzulesen ist, die 
Ausweitung des Krieges auf Rußland herbei­
führte. 

Die Gefallenen des 2. Weltkrieges kommen aus 
einer recht großen Zahl von Geburtsjahrgängen, 
etwa ab 1928 bis zu den Jahrgängen, die kurz 
nach derJahrhundertwende geboren wurden. Es 
haben ja nicht nur - wie im 1. Weltkrieg - vor­
wiegend reguläre Truppenteile Opfer gebracht, 
sondern Vertreibung und Luftkrieg forderten 
ihren Zoll von allen Altersschichten, auch von 
Frauen. Jugendliche und Alte kamen zum Schluß 
des Krieges noch zum Einsatz und erlitten Ver­
luste. Es ist nicht ohne weiteres möglich, im 
zerklüfteten Bild des mittleren Teils der 
Alterspyramide die Jahrgänge zu erkennen, die 
besonders hart von den Kriegsverlusten betrof­
fen worden sind. Einen gewissen Anhalt gibt die 
Darstellung des Frauenüberschusses auf der 
linken Seite der Pyramide. Im hohen Lebens­
alter wird der Frauenüberschuß normalerweise 
durch die höhere Lebenserwartung der Frau 
verursacht. Er ist aber. was die obere Hälfte 
der 70er-Pyramide betrifft, durch die Kriegs­
verluste der Männer erheblich verstärkt, zum 
Teil mehr als verdoppelt worden. 

Wie aus einer früheren Untersuchung des 
Statistischen Bundesamtes 1 hervorgeht, betraf 
der durch die Kriegsgefallenen bedingte außer-• gewöhnlich hohe Frauenüberschuß, wie erim 
Jahre 1961 ersichtlich wurde, besonders die 
damals etwa 35- bis 55jährigen Frauen, also 
die Jahrgänge 1906 bis 1926 und die 60- bis 
85jährigen, das waren also die Jahrgänge 1875 

1) Fochurle A, Bevölkerung und Kultur, Volks- und Berufszählung 
vom 6. 6. 1961, Heft 4, Bevölkerung 9oc:h Alter und Fomlllenstond, 
s. 24 

bis etwa 1900. Heute sind die Frauen, deren 
männliche Altersgenossen im 2. Weltkrieg be­
sonders hohe Verluste hatten, 44 b1s etwa 
64 Jahre alt und, soweit es sich um die durch 
den 1. Weltkrieg bedingten Verluste handelt, 
bereits über 70 Jahre alt. 

Besonders auffällig ist die sehr geringe Beset­
zung der Geburtenjahrgänge 1915 bis 1919 der 
Männer. Diese Jahrgänge standen zur Zeit der 
Volkszählung 1970 im Alter von 51 bis 55 
Jahren, Sie waren bereits als Folge der 
Geburtenausfälle des 1. Weltkrieges - bei 
Männern und Frauen - sehr schwach besetzt, 
und die Männer nahmen dann noch überwiegend 
als aktiv eingesetzte Soldaten am 2. Weltkrieg 
teil. Diese Jahrgänge sind 1970 nur noch mit 
6 000 bis 8 000 Männern besetzt. Das entspricht 
etwa dem Umfang der Jahrgänge, die zur glei­
chen Zeit 20 bis 25 Jahre älter waren. 

Die Pyramide des Zählungsjahres 1970 zeigt 
für ihre 20 jüngsten Jahrgänge endlich wieder 
ein weniger bizarres Bild als in ihrem mitt ­
lerenAbschnitt, Besonders auf der Männerseite 
ist zu erkennen, daß die Geburtsjahrgänge 1946 
bis 1949 mit damals jeweils 45 000 bis 46 000 
Geburten bei recht hoher Bevölkerungszahl 
und hohen allgemeinen Geburtenziffern recht 
groß waren. Was der 2. Weltkrieg bis dahin an 
Geburten verhindert hatte, wurde teilweise 
jetzt nachgeholt. Wie aus der Alterspyramide 
deutlich ablesbar ist, folgen bis 1955 kleiner 
wer dende Geburtsjahrgänge, die auf rückläufige 
Bevölkerungszahlen und auf rückläufige Gebur­
tenziffern zurückzuführen sind. Es war dies die 
Zeit - vergleichbar etwa mit der Weltwirt­
schaftskrise -. in der in Schleswig-Holstein 
eine hohe Arbeitslosigkeit herrschte. Im Win­
ter 1950 wurden fast 250 000 Arbeitslose regi­
striert. Fest jede 4. Erwerbsperson (Erwerbs­
tätige + Arbeitslose) war ohne Beschäftigung. 

Ab 1956 beginnt eine neue Entwicklung, die für 
mehrere Jahre zu einer deutlichen Verbreite­
rung der Basis unserer Pyramide führte. Diese 
Periode reichte bis 1966/67; eine wachsende 
Zahl von Einwohnern, starke ins heiratsfähige 
Alter tretende Geburtsjahrgänge und steigende 
allgemeine Geburtenziffern führten zu immer 
stärker werdenden Geburtsjahrgängen. Von der 
niedrigsten Geburtenzahl der Nachkriegszeit 
im Jahre 1955 mit weniger als 32 000 Gebur­
ten überstieg die Zahl der Lebendgeborenen 
9 Jahre später erstmals 1964 wieder die 
45 OOOer-Grenze. Ab 1968 gehen die Gebur­
tenziffern wieder zurück, was deutlich an den 
drei jüngsten Altersjahrgängen unserer Pyra­
mide zu erkennen ist 2 • Die hier erstmals auf­
tretenden neuen Komponenten der demographi-

2) siehe hierzu "Gebuttenrilckgong und schwindender GeburtenOber­
schuß auch ln Schlaswlg·Holsteln" ln dieser Zeltschrift 1971, S. 71 
(April) 
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sehen Entwicklung sind aus einschlägigen 
Berichten bekannt. 

Regierungsstellen und die verschiedensten 
Planungsgremien interessieren sich heute 
stärker als je zuvor für die zukünftige Ent­
wicklung des Altersgefüges der Bevölkerung. 
Sie wollen und müssen wissen, wie sich z. B. 
die Zahl der schulpflichtigen Kinder, die der 
Schüler auf weiterführenden Schulen, die Zahl 
der Erwerbstätigen oder die Zahl der Alten in 
der nächsten oder ferneren Zukunft entwickeln 
wird. Bevölkerungsvorausschätzungen, die 
nunmehr schon seit zwei Jahrzehnten vom 
Statistischen Landesamt zur Verfügung gestellt 
werden, dienen diesen Zwecken. Die jetzt aus 
der Volkszählung ermittelte Altersgliederung 
bildet die neue Grundlage für eine revidierte 
Bevölkerungsvorausberechnung, die demnächst 
an diesem Ort veröffentlicht werden wird. 
Wenn auch das zukunftgerichtete Denken sich 
nun endlich immer mehr durchsetzt und inzwi­
schen für viele zur Selbstverständlichkeit ge­
worden ist - zu einer wichtigen statistischen 
Zahl gehört heute beinahe schon ihre voraus­
berechnete künftige Entwicklung! -. sollte 
dennoch auf einen Blick in die Vergangenheit 
nicht verzichtet werden. Bei der Besprechung 
unserer heutigen Alterspyramide ist dies 
bereits geschehen und war zum Verständnis 
ihrer "Statur" auch notwendig. Nachstehend 
soll nun versucht werden zu zeigen, wie sich 
wichtige Altersgruppen in den letzten knapp 
100 Jahren, d. h. seit dem Zählungsjahr 1875 
entwickelt haben. DieserGeburtsjahrgang 1875, 
der damals die Basis der Pyramide bildete, 
steht heute mit wenigen Überlebenden an der 
Spitze der Pyramide des Jahres 1970. 

Die Einteilung der Bevölkerung in nur drei 
Altersgruppen ermöglicht bereits einen Ein­
blick in die langfristigen Veränderungen ihres 
Gefüges in den letzten 100 Jahren: 

1. unter 15 Jahre 

2. 15 bis unter 65 Jahre 
(Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) 

3. über 65 Jahre 

Zu der wichtigsten und größten Gruppe, der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter. gehörten 
bis vor dem 1. Weltkrieg knapp 60 o/o der Bevöl­
kerung. Ursache für diesen im Vergleich zu 
späteren Zählungen relativ kleinen Anteil war 
die besonders breite Basis dieser Alterspyra­
miden, eine Folge der damals allgemein hohen 
Geburtenzahlen. Wenn im Jahre 1925 der Anteil 
dieser mittleren Bevölkerungsgruppe dann mit 
68 % besonders groß war, so lag dies daran, 
daß sich die extrem geburtenschwachen Jahr­
gänge 1915 bis 1918 noch in der Altersgruppe 
unter 15 J ahrcn befanden und die recht starken 
Jahrgänge aus der Zeit kurz nach der Jahr-

['ie Bevölkerung Schleswig-Holsteins 1 von 1875 bis 1970 
noch Geschlecht und Alter 

1875
2 

1900
2 16. 6. 13. 9 . 6. 6.2 27. 5. 

Geschlecht 1925 1950 1961 1970 
und Ahersgrvppen Stand 31. 12. 

(VZ) (VZ) (VZ) (VZ) 

on 1 000 

Mönnllc., 537 703 750 1 210 1 094 1 188 

Weiblich 538 688 no 1 384 1114 1 306 

Insgesamt 1 075 1 391 1 519 2 595 2 317 2 .494 

in~ der Jeweiligen Guomtbevölkervng 

Männlich 
0-14 34,8 34,4 25,9 28,6 22,9 

15- 64 59,5 59,9 67,4° 61,9 65,6 
65 und dorü~r 5,6 5,7 6,7° 9,5 11,5 

Weiblich 
0- 14 34,0 34,7 24,4 23,9 19,4 

15-64 60,0 58,8 68,2° 66,0 66,1 
65 und darüber 6,1 6,5 7,3° 10,1 14,5 

lna;esomt 

0- 14 34,4 34,5 25,1 26,1 21,1 
15-64 59,7 59,4 67,8° 64, I 65,9 
65 und dorü~r 5,9 6,1 7,0° 9,8 13,0 

1) lew•iliger G-bietsstand 

2) Die Fälle unbekannten Alters wurden proportional verteilt 
o) z. T. geschätzte Zo.,len, da ob Alteragrup~ 50 nur Angaben in 
Zehnergrvppen veräffentlieht 

25.6 
62,3 
12,1 

22,0 
61,2 
16,8 

23,7 
61,7 
14,6 

hundertwende, die am wenigsten durch Kriega­
sterbefälle betroffen waren, nun in die Klasse 
der erwerbsfähigen Bevölkerung hereingewach­
sen waren. Für das Zählungsjahr 1950 ist die 
unterschiedliche Besetzung dieser Gruppe bei 
Frauen und Männern bezeichnend: 749 000 
Männern im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
stehen 914 000 Frauen im gleichen Alter 
gegenüber. Hier fehlen die in den beiden Welt­
kriegen Gefallenen. Außerdem waren im Jahre 
1950 auch noch nicht alle Kriegsgefangenen 
zurückgekehrt. Zwischen den beiden letzten 
Volkszählungen wurde wieder ein sinkender 
Anteil der erwerbstätigen Bevölkerung festge­
stellt: 1961 gehörten 66 % und 1970 nur noch 
62 % der Bevölkerung dieser Gruppe an. 

Auch innerhalb dieser recht großen Gruppe der 
erwerbsfähigen Bevölkerung, die 50 Jahrgänge 
umfaßt, haben sich als Folge des unregel­
mäßigen Altersaufbaus innerhalb der fast 100 
Jahre, die unsere Betrachtung überspannt, die 
Gewichte beträchtlich verschoben. Aus der 
typischen Pyramidenform der Jahre 1875 und 
1900, die auf sehr großen Geburtsjahrgängen 
fußt und im übrigen weitgehend der natürlichen 
Absterbeordnung entspricht, ist abzulesen, daß 
diejüngeren 25Jahrgänge innerhalb der Gruppe 
der "Erwerbsfähigen", also die 15- bis unter 
40jährigen, weitaus stärker besetzt sind als die 
älteren 25 Jahrgänge, also die der 40- bis 
65jährigen. 1875 und 1900 kamen auf je 100 
jüngere Erwerbsfähige 61 und 53 ältere Er­
werbsfähige, Das hat sich aber inzwischen 
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gründlich geändert. 1961 kamen auf 100 Männer 
im Alter von 15 bis unter 40 Jahren 77 Männer 
in der zweiten Altershälfte der Erwerbsfähig­
keit, und die entsprechende Zahl der Frauen 
liegt sogar bei 102! 1970 ergibt sich bei den 
Männern eine Relation von 100 : 68 und bei den 
Frauen von 100 : 97, oder in absoluten Zahlen 
ausgedrückt: 

441 000 Männern und 405 000 Frauen 
im Alter von 15 bis unter 40 Jahren 
stehen 

299 000 Männer und 395 000 Frauen 
im Alter von 40 bis unter 65 Jahren 
gegenüber. 

Trotz eines Altersunterschiedes von 25 Jahren 
erkennen wir bei den Frauen in diesen Alters­
gruppierungen eine nur um 2,5 Ofo differierende 
Besetzung. Geht man von derTatsache aus, daß 
die Frauen im V er gleich zu den Männern nur 
geringfügige unmittelbare Kriegsverluste zu 
erleiden hatten, dann bleibt bezüglich der so 
deutlich anderen Relation bei den Männern 
- 100 : 68 - nur der Schluß übrig, daß sie auf 
die Opfer des letzten Krieges zurückzuführen 
ist, die die Gruppe der heute 40- bis 65jährigen 
um so viel vermindert haben, wie in dem Ab­
stand von 68 bis 98 zum Ausdruck kommt, also 
fast um ein Drittel. Bei den Männern zeigt 
sich nicht, wie beim Blick nur auf sie eventuell 
zu vermuten wäre, die Auswirkung der Ab­
sterbeordnung, wie sie noch bis 1925 rein 
wirkte, sondern hier wird die große Lücke 
deutlich, die der letzte Krieg als unmittelbaren 
Blutzoll gerissen hat. Seine mittelbare Auswir­
kung - Geburtenausfall - hat ja beide Ge­
schlechter gleichermaßen betroffen und fUhrt -
nebst der Komponente der allgemein sinkenden 
Sterblichkeit- zu der "ausgeglichenen" Relation 
bei den Frauen. 

Es hat wenig Sinn, heute dem so hohen Ant~l 
von 34 % Kindern und Jugendlichen unter 15 
Jahren des Jahres 1875 nachzutrauern. Den 
damaligen hohen Geburtenzahlen sowie die 
Sterblichkeitsbedingungen, die sich in der 
Treppenform der Alterspyramide wider­
spiegeln, entspricht auch ein kleiner Anteil der 
Bevölkerung im höheren Alter. 1875 und 1900 
waren nur rund 6 Ofo der Bevölkerung älter als 
65 Jahre. 1970 sind es bei den Männern 12% 
und bei den Frauen 17 %. Hieraus ergeben sich 
selbstverständlich rein rechnerisch Rückwir­
kungen auf den Anteil der unter 15jährigen, und 
so erklärt es sich auch, daß auf die Mädchen 
unter 15 Jahren "nur" 22 % entfallen, während 
der Anteil der gleichaltrigen Knaben 26 % be­
trägt. Dagegen unterscheiden sich die absoluten 
Zahlen der 288 000 Mädchen und 304 000 
Knaben unter 15 Jahren weit weniger vonein­
ander. Ihre Differenz entspricht etwa noch dem 
Knabenüberschuß bei den Geburten. Anderer-

Bevölkervngsverl:lndervng von 1961 bis 1970 
noch Alter und Geschlecht 

Altengruppe 

unter 15 40 65 
15 und 

Ins· 

Johre 39 64 doriiber gesamt 

mönnllch 

Stand 6. 6. 1961 1 
ln 1 000 251 404 313 125 1 094 

Veränderung bis 1970 ln 1 000 + 53 + 37 - 14 + 18 + 94 

Stand 27. 5. 1970 ln 1 000 304 441 299 144 1 188 

Veränderung ln " +21,2 + 9,1 -4,5 +14,6 + 8,6 

weiblich 

Stand 6. 6. 1961
1 

ln 1 000 238 401 408 177 1 224 

Vwöndervng bis 1970 ln 1 000 + 50 + 4 - 13 + 42 + 83 

Stond 27. 5. 1970 ln 1 000 288 405 395 219 1 306 

Veröndervng ln" +21,1 + 0,9 -3,2 +23,9 + 6,8 

lnageaomt 

Stand 6. 6. 1961
1 

ln 1 000 488 806 721 302 2 317 

Veränderung bis 1970 ln 1 000 + 103 + 40 - 27 + 61 +177 

Stand 21. 5. 1970 ln 1 000 591 846 694 363 2 494 

Veröndetvng ln " +21,1 + 5,0 -3,8 +20,0 + 7,6 

1) Die Fälle unbekannten Alters wurden proportional verteilt 

seits waren 1970 219 000 Frauen Ober 65 Jahre 
alt gegenüber 144 000 gleichaltrigen Männern. 
Auf 100 Männer in diesem Alter kamen mithin 
153 Frauen. 

Zwischen den beiden letzten Volkszählungen, 
also während einer Spanne von lmapp 9 Jahren, 
hat die Bevölkerung des Landes um 177 000 
Einwohner zugenommen. Die drei wichtigen 
Altersgruppen sind an dieser Zunahme recht 
unterschiedlich beteiligt. Die größte Zunahme 
weisen die unter 15jährigen auf: + 53 000 bei 
den Knaben und+ 50 000 bei den Mädchen. Die 
Differenz von rund 3 000 entspricht etwa dem 
Knabenüberschuß bei den Geburten. Nicht so 
gleichmäßig verteilt sich der Zuwachs von 
61 000 bei den Ober 65 Jahre alten Mitbürgern. 
Zu fast 70% entfällt er auf Frauen. 

In der Gruppe der erwerbsfähigen Bevölkerung 
nahm die männliche Bevölkerung um 23 000 zu, 
während die weibliche Bevölkerung um 9 000 
zurückging. Hinter diesen Veränderungen ver­
birgt sich eine Vielzahl von Ursachen. Eine 
gewisse Verschiebung für die Geschlechter­
relation ergibt sich schon daraus, daß bei den 
Frauen in den 9 Jahren relativ starke Jahrgänge 
die 65er-J ahresgrenze überschritten, während 
bei den Männern die herauswachsenden Jahr­
gänge durch die Verluste des ersten Krieges 
stark geschwächt waren. 

Besonders bedeutsam für die Entwicklung in 
dieser Gruppe sind jedoch die Wanderungs-
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bewegungen gewesen. Auf die Einflüsse der 
Wanderungen konnte in den vorstehenden Aus­
führungen nicht eingegangen werden, da sie 
genauerer Untersuchungen bedürfen, fi.lr die 
das statistische Material zur Zeit noch nicht 
vollständig vorliegt. 

Seit etwa 1961 wandern in stärkerem Maße 
ausländische Arbeitnehmer nach Schleswig­
Holstein zu, von denen der größere Teil dem 
männlichen Geschlecht angehört, und werden in 
der schleswig-holsteinischen Wirtschaft be­
schäftigt. Auch hat die Zahl der im Lande 
stationierten Soldaten gegenliber 1961 zuge­
nommen. Beide Faktoren müssen als Gründe 

für die Sonderentwicklung der Zunahme der 
Männer im erwerbsfähigen Alter angesehen 
werden. Diese Einflüsse betreffen fast aus­
schließlich den jüngeren Teil der männlichen 
erwerbsfähigen Bevölkerung. Sie sind in der 
Tabelle in der Gruppe der 15- bis 39jährigen 
enthalten. Diese Gruppe hat seit 1961 einen 
Zugang von 37 000 Personen zu verzeichnen. 
während die älteren erwerbsfähigen Männer 
einen Rückgang von 14 000 aufzuweisen haben. 

Gerherd Muske 

Vergleiche ouch: "Die Bevölkerung des Bundesgebietes noch den 
Ergebnissen der Volkszählung om 27. 5. 1970" ln Wirtschah und 
Statistik 1971, S. 735 (Dezember) 

Essen außer Haus 

Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1969 

und einer schleswig- holsteinischen Zusatzerhebung 

Nachdem seit Jahren der bundesdeutsche 
Arbeitsmarkt ausgeschöpft ist und immer 
mehr Frauen in den Wirtschaftsprozess einge­
gliedert sind, die somit für die Hausarbeit und 
die Versorgung der Familie ausfallen, ver­
pflegen sich die Menschen in steigendem Maß 
außer Haus. Sie suchen einmal oder mehrmals 
am Tage Gaststätten oder gastronomische 
Nebenbetriebe des Einzelhandels auf, die sich 
in Form von Selbstbedienungsrestaurants oder 
Imbißabteilungen in Warenhäusern, Super- oder 
Verbrauchermärkten, als Imbißstände, Snack­
bars, Cafes und Cafeterias oder Cafestände 
anbieten . Oder sie nehmen im Betrieb oder in 
ihrer Dienststelle ein warmes Essen aus der 
Werksküche oder aus Fernküchen ein oder be­
ziehen eßbare Kleinigkeiten wie belegte Brote, 
Kuchen, Süßigkeiten oder Obst sowie kalte und 
warme Getränke aus der Betriebskantine oder 
aus Verpflegungsautomaten. 

An der Verpflegung außer Haus nehmen vor­
nehmlich Arbeitnehmer teil, aber auch selb­
ständige Gewerbetreibende und freiberuflich 
Tätige, indem !:iie ~:>ich warmes Essen oder 
kleine Erfrischungen in ihre Geschäfte oder 
Büros holen oder bringen lassen. Außer Haus 
werden auch Männer, Frauen und Kinder ver­
pflegt, die sich in Krankenhäusern, Sanatorien, 
Altersheimen, Kinderheimen, Kindergärten, 
bei der Bundeswehr und beim Bundesgrenz­
schutz oder be1 der Polizei oder in Vollzugs­
anstalten befinden oder dort beschäftigt sind. 

Über Umfang und Bedeutung der Verpflegung 
außer Haus gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland keine umfassende amtliche Stati­
stik. Die Zahl der täglich so Verpflegten wird 

aber nach privatenBerechnungenund Schätzun­
gen 1 im Jahre 1968 mit insgesamt etwa 
12 Millionen angegeben. Eine andere Annähe­
rung: Der private Verbrauch des Jahres 1968 
belief sich nach den Zahlen der volkswirt­
schaftlichen Gesamtrechnung auf 301 Mrd. DM. 
Davon entfielen auf Nahrungs- und Genußmittel 
allein rund 95 Mrd . DM. Der Gesamtumsatz 
aller genannten Verpflegungseinrichtungen 
betrug - zu Konsumentenpreisen einschließ­
lich Mehrwertsteuer, aber bei Kantinen und 
Anstalten ohne Personalkosten berechnet -
schätzungsweise 24 Mrd. DM. Der Umsatz­
anteil der Außer-Haus-Verpflegung entsprach 
also etwa einem Viertel des Verbrauchs an 
Nahrungs- und Genußmitteln oder 8 D/o des 
gesamten privaten Verbrauchs . 

Die Einkommenssteigerung in den privaten 
Haushalten, der Trend zur durchgehenden 
Arbeitszeit, die wachsende Zahl der Berufs­
pendler. die weiter zunehmende Zahl der 
berufstätigen Hausfrauen, die zur Erhöhung 
des Lebensstandards in den Haushalten bei­
tragen und immer weniger gewillt sind, nach 
einem Arbeitstag noch für die Familie ein 
warmes Essen zuzubereiten, lassen die von 
Fachkreisen gehegte Erwartung einer Expan­
sion der Außer-Haus-Verpflegung gerecht­
fertigt erscheinen. Es kommt hinzu, daß sich 
die Arbeitgeber stärker denn je dazu genötigt 
sehen, ihre sozialen Einrichtungen, zu denen 
die Gemeinschaftsverpflegung im Betrieb ge­
hört, zu verbessern, um Arbeitskräfte an sich 
zu ziehen und zu binden . Auch wenn man die 

1) Prof, Or. Bruno Tiet~ in "der verbrouch .. r" 1971, Heft 1, S. 8 
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Entwicklung der Eßgewohnheiten in den USA als 
Muster oder Parallele für die hiesigen Ver­
hältnisse nimmt, muß man der Außer-Haus­
Verpflegung Wachstumsmöglichkeiten zuerken­
nen. Dort entfielen auf das Essen außer Haus 
im Jahre 1962 25 o/o und im Jahre 1966 35 o/o 
aller Ausgaben für Lebensmittel. Für das Jahr 
1975 - nach neueren Berechnungen bereits für 
das Jahr 1973 - wird ein Anteil von 40 o/o 
erwartet. 

Für einen Teilbereich der Außer-Haus-Ver­
pflegung hat das Statistische Bundesamt im 
Rahmen der Einkommens- und Verbrauchs­
stichproben bei Haushalten im Bundesgebiet 
eine gleichlaufende Entwicklung festgestellt 2• 

Danach hat sich in der Zeit von 1963 bis 1969 
die Zahl der Personen, die regelmäßig an 
Kantinenessen teilnahmen, d. h. täglich eine 
warme Mahlzeit außerhalb des Hauses in Ge­
meinschaftsverpflegung einnahmen, von 3,2 auf 
4,1 Millionen erhöht, was einem Zuwachs von 
mehr als einem Viertel entspricht. Dem Wan­
del der Verbrauchsgewohnheiten entsprechend 
stieg nach einer Mitteilung des Bundesgewerbe­
verbandes der Imbißbetriebe der Umsatz der 
34 000 stationären Imbißbetriebe im Jahre 
1969 auf mehr als 6 Mrd. DM, was eine Zu­
wachsrate von 38 % gegenüber dem Vorjahr 
bedeutet. 

Obwohl der Anteil der Nahrungs- und Genuß­
mittel am gesamten privaten Verbrauch in den 
letzten Jahren rückläufig war, erscheint eine 
Ausweitung der Außer-Haus-Verpflegung auch 
deswegen möglich, weil die Zahl derer, die 
täglich zur Zeit einer der Hauptmahlzeiten 
außer Hause sind, nach privaten Schätzungen 
weit größer ist als die Zahl derer, die sich 
bereits außer Haus verpflegen. Sie wird auf 
etwa 17 bis 20 Millionen beziffert. In der Diffe­
renz von 5 bis 8 Millionen Menschen dürfte 
eine beachtliche Reserve vorhanden sein, die 
von der Gastronomie und den anderen Ver­
pflegungseinrichtungen aufgefangen werden 
kann. 

Die Chancen, die in dieser Entwicklung liegen, 
haben bisher überwLegend Kaufhäuser, Super­
und Verbrauchermärkte genutzt, die die orga­
nisatorischen, technischen und finanziellen 
Voraussetzungen für ein brauchbares Speisen­
und Getränkeangebot leichter schaffen konnten 
als der bereits durch strukturelle Wandlungen 
hart bedrängte Lebensmitteleinzelhandel und 
das Ernährungshandwerk. Gerade den Betrie­
ben letzterer Art bietet sich aber hier eine 
Möglichkeit, verlorenes Absatzterrain wieder­
zugewinnen. Besser und schneller als bisher 
sollten sich jedenfalls die Zulieferer solcher 
Beköstigungsbetriebe den VerändertenAnforde­
rungen anpassen, indem sie das Warensorti-

2) Wirtschaft und Stati s tik 1970, Heft 7, S. 367 - 369 

ment vorbereiteter und verzehrfertiger Lebens­
mittel für den Großverbraucherbedarf verbrei­
tern und qualitativ verbessern, um die Ein­
tönigkeit der Gemeinschaftsverpflegung zu 
überwinden. 

Schon diese allgemeinen Andeutungen zeigen, 
daß der Komplex der Außer-Haus-Verpflegung 
VLelschichtig ist und mehrere Bereiche der 
Volkswirtschaft betrifft. Mit ihm sind nicht nur 
Kosten- und Einkommensgesichtspunkte ver­
knüpft, sondern er schließt darüber hinaus 
fiskal-, sozial- und gesundheitspolitische Fra­
gen ein. Aus dieser Sicht ist es begrüßenswert, 
daß sich die amtliche Statistik über die gewerb­
lich orientierten Erkenntnismöglichkeiten zu 
diesem Thema hinaus, die sich aus der 
Umsatzsteuerstatistik und den Handels- und 
Gaststättenzählungen ergeben, um eine Erhel­
lung des Sachverhalts vom Standpunkt des Ver­
brauchers her bemüht. 

Private Hausholte 
1 

mit Teilnehmern an Kantinenessen 
noch der sozialen Stellung des Haushaltsvorstandes 

und noch der Haushaltsgröße im Januar 1969 

Soziale Stellung des 
Hausho ltsvorstondes 

Haushalte I Per· darunter 
mit Personen, sonen, Person~n, die 

die die regelmäßig 

Ins· 
gesamt an Kantinenauen tellnehmen 

Heushaltsgröße ln 
1 ()()() ln Anteil ln ln Anteil 

1 000 ln " 1 000 1 000 in % 

Landwirt 757 66 9 so 65 81 

Selbständiger 
2 

1 713 203 12 241 174 72 

Beamter I 258 415 33 489 359 73 

Angestellter 3 652 1 480 41 1 742 1 426 82 

Arbeiter 6329 1 718 27 2 054 1 612 78 

Nichterwerbstätiger 6 855 573 8 670 493 74 

lnsgesoml 20 565 4 455 22 5277 .. 129 78 

1) ohne Haushalte von Ausländern und ohne Privathausholte ln 
Anstalten 
2) Gewerbetreibender, frelberuflick Tätiger 

Ouelle: Statistisches Bundesamt, Ergebnis der Einkommens• und 
Verbrouchsstlchpi"'be 1969 

Bereits im Rahmen der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe 1962/ 63 hatte das Stati­
stische Bundesamt die in die Erhebung einbe­
zogenen privaten Haushalte danach gefragt, 
wieviele Haushaltsmitglieder regelmäßig am 
Kantinenessen teilnehmen. Durch Hochrech­
nung auf die Gesamtheit der privaten Haushalte 
ergab sich damals eine Zahl von 3,2 Mill. 
Personen. Sie wurde nicht veröffentlicht, weil 
das Ergebnis in Anbetracht dessen, daß man 
die unregelmäßigen Teilnehmer nicht mit­
erfragt hatte, nicht ausreichend sicher er­
schien. Unterdessen hat das Statistische Bun­
desamt in das Grundinterview der Einkommens-
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und Verbrauchsstichprobe 1969 die Frage 
aufgenommen und ausgewertet, ob und wieviele 
Haushaltsmitglieder regelmäßig oder gelegent­
lich eine warme Hauptmahlzeit außerhalb des 
Hauses im Rahmen einer Gemeinschafts­
verpflegung (Kantinenessen) einnehmen. Als 
"regelmäßig" galt die Teilnahme, wenn der 
Betreffende an den meisten geleisteten Arbeits ­
tagen ein Essen in der Kantine zu sich nahm. 
Die Gemeinschaftsverpflegung in Anstalten, 
vor allem die Gemeinschaftsverpflegung der 
Wehrdienstpflichtigen, ist durch die Art der 
Fragestellung und durch die in diesen Erhe­
bungen übliche Abgrenzung des Haushalts­
begriffs in den ermittelten Daten nicht 
enthalten. 
Danach nahmen im Januar 1969 in der Bundes­
republik Deutschland etwa 5,3 Mill. Personen 
an Kantinenessen teil, darunter 4, 1 Mill. oder 
78 o/o regelmäßig. Das sind rund ein Fünftel 
und ein Sechstel der etwa 25 Mill. Erwerbs­
tätigen des Jahres 1969. Unterstellt man 
einmal, daß ein Kantinenessen im Durchschnitt 
3 DM kostet, so ergibt sich für die ausgege­
benen Essen monatlich ein Betrag von schät­
zungsweise 300 Mill . DM. Das wären im Jahr 
3,6 Mrd. DM gewesen, die vom Arbeitnehmer 
oder Arbeitgeber dafür aufzubringen waren . 
Wertmäßig würde also etwa ein Siebentel der 
Außer-Haus-Verpflegung durch die Einrich­
tungen der betrieblichen Gemeinschaftsver­
pflegung verabfolgt. 

Für die Teilnahme an betrieblicher Gemein­
schaftsverpflegung kommen verschiedene Per­
sonengruppen ganz oder teilweise nicht in 
Betracht, so Selbständige und mithelfende 
Familienangehörige, Erwerbstätige in Klein­
betrieben und bestimmten Wirtschaftszweigen 
(Bau-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe, Einzel­
handel, Dienstleistungsbetriebe, Bahnpersonal, 
Monteure usw.), Lehrer, ein großer Teil der 
Schichtarbeiter, Teilzeitbeschäftigte, insbe­
sondere teilzeitbeschäftigte Frauen. Außerdem 
fallen selbstverständlich diejenigen Arbeit­
nehmer für das Kantinenessen aus, die wegen 
Krankheit, Urlaub oder aus dienstlichen Grün­
den nicht an ihrer Arbeitsstätte sind. Sie kön­
nen auch nur in seltenen Fällen durch Werks­
oder Fernküchen versorgt werden, sind aber 
häufig Abnehmer von Außer-Haus-Verpflegung 
in anderen Versorgungseinrichtungen (z. B. in 
Krankenanstalten) oder gewerblichen Gast­
stätten. Man geht wohl nicht fehl in der 
Annahme, daß nur etwa die Hälfte aller Er­
werbstätigen in der Lage ist, von der Mög­
lichkeit einer betrieblichen Gemeinschafts­
verpflegung Gebrauch zu machen, und daß von 
diesen Personen allenfalls jede zweite die 
vorhandene Möglichkeit auch tatsächlich nutzt. 

Der Anteil de1· Haushalte mit gemeinschafts­
verpflegten Personen (ohne Haushalte von Aus-

ländern und ohne private Haushalte in Anstal ­
ten) war nach den Ergebnissen der Einkom­
mens- und Verbrauchsstichprobe 1969 im 
Vergleich zur Gesamtzahl der Haushalte je 
nach sozialer Stellung des Haushaltsvorstandes 
unterschiedlich . Insgesamt gesehen kamen vier 
Filnftel der Essenteilnehmer aus Haushalten 
mit einem Arbeitnehmer als Haushaltsvorstand. 
Am häufigsten fanden sich Haushalte mit Teil­
nehmern am Kantinenessen bei den Angestell­
ten (41 %) . Es folgten die Beamtenhaushalte mit 
33 % und die Arbeiterhaushalte mit 27 %. Bei 
Landwirten, selbständigen Gewerbetreibenden 
und freiberuflich Tätigen und bei Nichterwerbs­
tätigen gab es nur in etwa jedem 10. Haushalt 
Personen, die an Kantinenessen teilnahmen, 
wobei es sich in der Regel nicht um die Haus­
haltsvorstände selbst gehandelt haben dürfte . 
Für die Haushalte insgesamt wurde ein durch­
schnittlicher Anteil der Haushalte mit Teil­
nehmern an Kantinenessen von 22 o/o ermittelt. 

Beschränkt man die Betrachtung auf die Arbeit­
nehmerhaushalte und gliedert sie zusätzlich 
nach der Haushaltsgröße, so stellt sich heraus, 
daß alleinlebende Personen, die einen eigenen 
Haushalt bilden, viel eher als Mehr-Personen­
Haushalte geneigt sind, sich an einer vorhan­
denen Gemeinschaftsverpflegung zu beteiligen, 
weil für sie die Zubereitung einer eigenen 
Mahlzeit oft unmöglich oder doch unwirt­
schaftlich ist. Bei Mehr-Personen-Haushalten 
wird offenbar doch noch öfter am häuslichen 
Mittagstisch festgehalten, sofern die Ehefrau 
nicht erwerbstätig und die Entfernung von 
Arbeitsstätte und Wohnung nicht zu groß ist. So 
gab es z . B. bei den Angestellten Personen mit 
Kantinenessen nur in 38 bis 39 % aller Haus ­
halte mit zwei und mehr Haushaltsmitgliedern, 
aber in 50 % der Ein-Personen-Haushalte. 

Am Beispiel der Vier-Personen-Haushalte von 
Angestellten kann auch der Zusammenhang 

Private Heusholte 
1 

mit Teilnehmern on Kantinenessen 
noch dem monatlichen Heushaltsnettoeinkommen Im Januar 1969 

Hcwsholte I Personen, 
mit Person.n, die die 

Houshoit•n•ttoeinkommen 
Ins- on Kantlneneuen tellnehmen 

von ••• bis unter .•. DM 
gesomt 

in 1 000 in 1 000 
Af'teil 

in 1 ()()() 
in 'JI. 

unter 800 57 (11) (19} (11) 

800- 1 200 267 87 33 93 

1200-1800 269 119 44 144 

1 800 und mehr 172 83 48 107 

1) Vier-Personen-Housholte mit einem Ang.,.tellten als Housholtsvor­
stond; ohne Hausholte von Auslandern und ohne Privathausholte ln 
Anstalten 

Ouell e: Stotisrlsches Bundesamt, Ergebnis der Einkommen•- und 
Verbrauehut Ichprobe 1969 
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brauchsstichprobe beteiligt haben, so daß die 
Haushalte der Selbständigen und auch der Ar­
beiter unterrepräsentiert waren, während die 
Haushalte von Angestellten und besonders von 
Beamten zahlreicher vertreten waren, als 
ihrem Anteil an allen Haushaltungen entspro­
chen hätte, enthalten die Ergebnisse der Son­
dererhebung gewisse Verzerrungen gegenüber 
allen schleswig-holsteinischen Haushalten. 

Vorweg kann festgestellt werden, daß von einer 
Eßgewohnheit, ein kaltes oder warmes Abend­
essen außerhalb des Hauses einzunehmen, nicht 
die Rede sein kann. Nur sehr wenige der rund 
2 100 erfaßten erwerbstätigen Haushalts­
mitglieder und noch weniger von den rund 3 900 
nichterwerbstätigen aßen abends regelmäßig 
außer Hause; soweit es sie überhaupt gab, han­
delt es sich nahezu ausschließlich um Arbeit­
nehmer. 

zwischen der Höhe des Haushaltseinkommens 
und der Beteiligung an Kantinenessen aufge­
zeigt werden. Je höher das Haushaltseinkom­
men, desto höher ist der Anteil der Haushalte 
mit Personen, die von der Möglichkeit der be­
trieblichen Gemeinschaftsverpflegung Gebrauch 
machen. Er stieg von 19 o/o bei einem Haushalts­
einkommen von weniger als 800 DM auf 48 % 
bei einem Einkommen von 1 800 und mehr DM. 
Gleichzeitig erhöhte sich die durchschnittliche 
Zahl der Teilnehmer an Kantinenessen je 
Haushalt von 1,00 auf 1,29. Das dürfte bedeuten: 
wenn die Zahl der Einkommensbezieher im 
Haushalt zunimmt, nimmt auch die Zahl der 
Personen zu, die an Kantinenessen teilnehmen; 
die höhere Zahl der Teilnehmer an Kantinen­
essen je Haushalt ist also im Grunde nur ein 
Spiegelbild der entsprechend höheren Zahl der 
Einkommensbezieher. Es erscheint keineswegs 
sicher, daß sich eine Zunahme der Beteiligung 
an Kantinenessen mit steigendem Einkommen 
auch dann nachweisen ließe, wenn man die 
Aussage auf Haushalte mit nur einem Einkom­
mensbezieher beschränkte. 

Mit dem Thema "Eßgewohnheiten" befaßt sich 
auch eine Untersuchung des Statistisches Lan­
desamtes Schleswig-Holstein, die in Verbin­
dung mit der Einkommens- und Verbrauchs­
stichprobe 1969 in Schleswig-Holstein durch­
geführt wurde 1 • Im Rahmen des Grund­
interviews wurde in den rund 2 000 erfaßten 
schleswig-holsteinischen Haushalten erfragt, 
wo und in welcher Form die rund 6 000 Baus­
haltsmitglieder ihre Mahlzeiten einnehmen. Da 
sich die einzelnen sozialen Schichten aber 
unterschiedlich an der Einkommens- und Ver-

Die Frage, wieviele der erwerbstätigen Baus­
haltsmitglieder ihr Mittagessen zu Hause und 
wieviele es außerhalb des Hauses einnehmen, • 
erbrachte folgendes Resultat: 53 o/o nahmen ein 
warmes Mittagessen zu Hause und 2 o/o ein kal-
tes zu Hause; 44 !fo aßen mittags außerhalb des 
Hauses, und zwar davon etwa die Hälfte warm 
und die andere Hälfte kalt. Das Gros derer, die 
mittags außer Hause aßen, waren Arbeitnehmer 
(98 o/o), von denen allerdings weniger als die 
Hälfte, d. h. nur 48 o/o, ein warmes Essen 
hatten. 

Diese Zahlen variieren nach der Berufstätig­
keit der Personen. Während 98% der Land­
wirte und 81 %der selbständigen Gewerbetrei­
benden und freiberuflich Tätigen ein warmes 

Erwerbstätige Haushaltsmitglieder noch Stellung im Beruf und E~ewohnheit 1 
im Januar 1969 

Eßgewohnhelt M Mlnog- und Abendeasen 

kaltes oder wann" Abendessen :tu Hause sonstige Personen 

Stellung Im Beruf wormea kaltes 

Mittageasen Insgesamt 
Anteil 
ln ~ 

zu Hause außerhalb zu Hause außerhalb 

Landwirte 113 115 5,5 

Sei bstond lge 
2 108 10 2 12 133 6,3 

Beamte 190 63 21 3 278 13,2 

Angestellte 350 249 16 148 5 768 36,4 

Arbeiter 243 129 20 303 13 708 33,6 

Mithelfende Familienongehörige 103 3 106 5,0 

lnaguomt 1 107 452 43 ..... 22 2 108 JOO 

ln 'J. 52,5 21,4 2,0 23,0 1,0 100 

1) Ergebnis der schleawlg-holstelnlschen Zusatzerhebung zur Einkommens· und Verbrouchutlchprobe 1969; onne Housho lte von Ausiondem und 

ohne Privathausholte ln Anstalten 
2) Gewerbetreibende, freiberuflich Tätige 

3) siehe den Statistischen Bericht 0 0/Einkommens- und Verkoufutlci'lprobe 1969 vom 1. 10. 1971 
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Mittag zu Hause aßen, waren es bei den Beam­
ten nur 68 "/o, bei den Angestellten 46 "/o und bei 
den Arbeitern 34 o/o. Die mithelfenden Familien­
angehörigen der Selbständigen und der Land­
wirte aßen zu 97 o/o mittags warm zu Hause. 

Ein kaltes Mittagessen zu Hause kam vornehm­
lich bei mithelfenden Familienangehörigen, 
Arbeitern und Angestellten vor, bei den 
anderen Berufsgruppen weniger, 

Ein warmes Mittagessen außerhalb des Hauses 
nahmen 32 % der erfaßten Angestellten, 23 % 
der Beamten, 18 % der Arbeiter und 8% der 
Selbständigen ein, Landwirte kaum (1 %) und 
mithelfende Familienangehörige gar nicht. Am 
kalten Mittagessen außerhalb waren die Arbei­
ter mit 43 % am stärksten beteiligt. mit Ab­
stand gefolgt von den Angestellten (19 %), den 
Selbständigen (9 %) und den Beamten {8 %) • Bei 
Landwirten und mithelfenden Familienangehö­
rigen gab es diese Eßgewohnheit nicht. 

• Je nachdem das Mittagessen warm oder kalt 
war, gab es ein kaltes oder warmes Abend­
essen, so daß in der Regel am Tage eine 
warme Hauptmahlzeit eingenommen wurde. Bei 
den Landwirten und den mithelfenden Familien­
angehörigen bestand allerdings jeweils zu rund 
einem Fünftel die Gewohnhei t, neben ei""'..., 
warmen Mittagessen auch noch ein warmes 
Abendessen zu Hause zu sich zu nehmen. 

Nach ihrer Ste llung im Haushalt waren die 
erwerbstätigen Haushaltsmitglieder zu 66 o/o 
Haushaltungsvorstände, zu 18% Ehefrauen und 
zu 16 % Kinder der Haushaltungsvorstände 
(ungeachtet ihres Alters). Ein Viertel der 
Haushaltungsvorstände nahmen ein warmes und 
gleichfalls ein Viertel ein kaltes Mittagessen 
außerhalb des Hauses ein; von den Ehefrauen 

0 4l09 

Die Mittag -Eßgewohnheiten ausgewählter Gruppen 
im Januar 1969 • ' -~-~100 
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waren es 14 bzw. 11 % und von den Kindern 24 
bzw. 32 %. 

Von den nichterwerbstätigen Haushaltsmitglie­
dern aßen 97 % mittags zu Hause, nämlich 93 % 
warm und 4 % kalt; der Rest von 3% aß mittags 
außerhalb des Hauses, und zwar davon zwei 
Drittel warm und eines kalt . Das warme 
Mittagessen außer Haus wurde hauptsächlich 
von den nichterwerbstätigen Haushaltungs­
vorständen sowie von deren Kindern (Schüler, 
Studenten, Kleinkinder) eingenommen. 

Da in der schleswig-holsteinischen Erhebung 
nicht zwischen Mittagessen in gewerblichen 

• Nichterwerbstätige Haushaltsmitglieder noch Stell unq im Hausholt und E~ewohnheit 1 im Januar 1969 

Eßge....ohnhelt 1\lr Mittag- und Abend .. sen 

kaltes oder warmes Abendessen ~u Hause sonstige P ersonen 

Stellung Im Haus holt wormes lcoltes 

Mittagessen lnsguomt 
Anteil 

' ln" 

zu House ou e.rhalb zu Hausa ouß.rha lb 

Hausholtsvoutänd• 590 18 10 2 4 624 16,1 

Eh .. fro"en 1 151 4 74 14 10 1 253 32,3 

Kinder (Kleink inder) 749 16 14 4 784 20,2 

Kinder (Schüler und Studenten) 1 012 40 39 8 5 1 104 28,5 

Sanotlge Housholumltglleder 107 3 3 113 2,9 

Insgesamt 3 609 78 1~0 28 23 3 878 100 

ln 'Jf. 93,7 2,0 3,6 0,7 0,6 100 

1) Ergebnis der schleswlg·holstelnl sc""n Zusat zerhebung zur Einkommens· und Verbrauchsstichprobe 1969; ohne Haushalte von Ausländern und 
ahne Prlvathoushalt• in Anstalt en 
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Gaststätten und in Kantinen unterschieden 
wurde, läßt sich aus ihrem Zahlenmaterial 
speziell für die Teilnahme am Kantinenessen 
keine unmittelbare Aussage herleiten. Immer­
hin dürften nicht allzu viele der Erwerbs­
tätigen, die in Schleswig-Holstein ein warmes 
Mittagessen außer Hause konsumierten, dafür 
die Gastronomie in Anspruch genommen haben. 
Wenn auch nicht alle der 22 o/o der erwerbs­
tätigen Haushaltsmitglieder mit einem warmen 

Mittagessen außerhalb des Hauses Kantinen­
esser waren, so doch ein großer Teil. Ihr 
Anteil an allen Erwerbstätigen Schleswig­
Holsteins dürfte annähernd dem runden Sechstel 
der Erwerbstätigen entsprechen, die im Bun­
desgebiet regelmäßig am Kantinenessen teil­
nehmen. 

Dr. Georg Gofamonn 

y.,,gleoche avch "Einkommens- und V•rbrauchutichprob•n" in doeset 

Zeltschrift 1971, S. 181 (September) 

Langfristige Bevölkerungsvorausschätzung 
für Schleswig-Holstein 

Tcil2: mit Wanderungen 

Die Einwohnerzahl einer Region wird durch 
Geburten- und Sterbefälle sowie durch Zu­
und Fortzüge über die Grenzen der Region 
verändert. Diese vier Komponenten wurden 
auch in der "3. koordinierten Bevölkerungs­
vorausschätzung", deren Methode vom Stati­
stischen Bundesamt gemeinsam mit den 
Statistischen Landesämtern entwickelt worden 
ist, berücksichtigt. Die Bevölkerungsvoraus­
schätzung besteht dabei aus zwei Teilen, und 
zwar aus einer Vorausschätzung ohne Wande­
rungen, die für Schleswig-Holstein bereits 
veröffentlicht worden ist 1 

, und aus einer 
Vorausschätzung mit Wanderungen, über die 
im Folgenden berichtet werden soll. Beide 
Berechnungen haben einen Nachteil. Sie 
basieren auf dem Bevölkerungsstand vom 
1. Januar 1970, d. h. auf Eingabedaten, die 
nach Vorliegen der Ergebnisse der Volks­
zählung Mai 1970 als überholt angesehen 
werden müssen. Hierüber ist im Teil 1 der 
Veröffentlichung ausführlich berichtet worden. 
Die Verbesserung der Vorausberechnung, die 
sich durch Verwenden neuer Ausgangszahlen 
erreichen läßt, die auf dem Ergebnis der 
Volkszählung beruhen, wirkt sich allerdings 
mehr auf das Niveau der Ergebnisse aus 
als auf die Veränderungsraten. Die Zahlen 
für künftige Jahre werden etwa um so viel 
tiefer liegen, wie das Volkszählungsergebnis 
unter der fortgeschriebenen Bevölkerungszahl 
liegen wird. Wenig berührt werden die für 
die Fortrechnung entscheidenden Werte für 
die Geburten und Sterbefälle, Zu- und 
FortzUge, so daß auch die nachstehenden 
Feststellungen über den Einfluß der Wande­
rungen auf die künftige Bevölkerungsentwick­
lung nur wenig betroffen werden. 

1) "Langfr .. tog" B•völk.,rvngsvai'Jusschbtzung Für Schleswog-Holsteln­
Tell 1• ohneWandenmgen" in dieser z.,otocf-roft, Juli1971, Seite 118 

Die Faktoren, die die Bevölkerungsentwicklung 
beeinflussen, wenn die Wanderungen nicht 
einbezogen werden, sind die Geburten- und 
Sterbefälle. In die Bevölkerungsvorausschät­
zung ohne Wanderungen sind also lediglich 
die Auswirkungen der langfristigen Entwick­
lung dieser beiden Komponenten eingeflossen. 
Es ist möglich - so hat die Erfahrung 
gelehrt -, die zukünftige Entwicklung der 
Zahl der Sterbefälle mit einem hohen Grad 
an Genauigkeit vorauszuberechnen. Da sich 
im allgemeinen das generative Verhalten der 
Bevölkerung nur langsam verändert, gehört 
auch die Zahl der Geborenen zu den 
vorausschätzbaren Größen. Daß diese Aussage 
für die letzten Jahre allerdings nicht ganz 
gestimmt hat, und was dabei zu beachten war, 
ist dem ersten Teil dieses Aufsatzes zu 
entnehmen. Dennoch kann behauptet werden, 
daß die biologischen Komponenten sehr viel 
leichter in den Griff zu bekommen sind als 
die Wanderungsbewegung. 

Die Bevölkerungsvorausschätzung mit Wande­
rungen berücksichtigt nicht nur die Entwick­
lung der Geburten- und Sterbefälle, sondern 
darüber hinaus auch die Zu- und Fortzüge 
über die Landesgrenze. Die mit Hilfe der 
biologischen Komponenten "fortgeschriebene'' 
Bevölkerung wird durch die Wanderungen 
in ihrer Zahl und in ihrer Zusammensetzung 
verändert. Dadurch verändert sich aber auch 
mittelbar, nämlich über den veränderten 
Bevölkerungsaufbau, die Zahl der Geburten­
und Sterbefälle. 

Die Wanderungsbewegung hängt von vielen 
Einflußfaktoren ab, die weder voraussehbar, 
noch quantifizierbar sind, so daß ihre Ent­
wicklung kaum befriedigend vorausberechnet 
werden kann. Man muß sich daher darauf 
beschränken, ein oder auch mehrere Voraus-
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schätzungsmodelle mit hypothetischen Wande­
rungsansätzen durchzurechnen . Ob man in 
dieses Modell Erfahrungswerte der Vergangen­
heit, planerische Zielvorstellungen für die 
Zukunft oder auf anderen Denkansätzen 
beruhende Annahmen einspielt, ist eine Frage 
der Entscheidung. 

Grundlage für die Festlegung der zukünftigen 
Wanderungsströme über die Landesgrenze 
Schlel:lwig-Holsteins war eine Analyse der 
bisher beobachteten Wanderungsbewegung. Da­
bei zeigte sich eine seit vielen Jahren 
positive Wanderungsbilanz für Schleswig­
Holstein, d. h .. die Zahl der Zugezogenen 
war immer größer als die der Fortgezogenen. 
Besonders zu beachten war die Wanderungs­
aktivität mit dem benachbarten Hamburg. Ln 
zehn Jahren, nämlich von 1961 bis 1970, hat 
Schleswig-Holstein einen Wanderungsgewinn 
von insgesamt 153 700 Personen aufzuweisen 
gehabt. 

Johr 

1961 
1962 
1963 
1964 
1965 

1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

Zuzüge Fortzüge 

über die Landesgrenze 

Wandenmgsgewtnn 

lnsgesomf 

derunter 
mit 

Homburg 

1 000 Personen 

84,4 71,5 12,9 3,7 
82,5 73,7 8,8 3,4 
83,1 73,2 9,9 3,2 
86,9 74,3 12,7 6,9 
92,3 73,8 18,5 9,7 

9<!,4 74,8 17,6 9,9 
88,9 n,5 11,4 8,7 
91,2 73,9 17,3 9,5 
97,3 76,7 20,6 10,3 

100,6 76,6 24,0 9,2 

Bei dem Versuch, die Wanderungsbewegung 
in die Bevölkerungsvorausschätzung einzu­
beziehen. wurde davon ausgegangen. daß sich 
die Bevölkerung Schleswig-Ilolsteins auch 
weiterhin durch Wanderungsgewinne ver­
größern wird. Der statistische Ansatz in der 
Modellberechnung sieht ferner vor, daß der 
Wanderungsgewinn in den kommenden ein­
einhalb Jahrzehnten allmählich geringer werden 
wird. Für den Zeitraum von 1970 bis 1984 
wurde ein Wanderungsgewinn in Höhe von 
insgesamt 190 000 Personen unterstellt, der 
sich wie folgt auf die einzelnen Voraus­
schätzungsjahreverteilt (siehe Tabelle). 

Für· die Gliederung der vorstehenden Wande­
rungsgewinne nach Alter und Geschlecht waren 
die Durchschnittswerte für die Jahre 1968 
und 1969 maßgebend. Die nach Alter und 
Geschlecht gegliederte "fortgeschriebene" Be­
völkerung wurde Jahr für Jahr um den 
Wanderungsüberschuß vergrößert. Dabei unter­
lag die Wanderungsbevölkerung denselben 

Wanderungs· V. onderungs· 
Johr ge-wtnn Jo~r gewtnn 

(Personen) (Personen) 

1970 20 000° 1978 12 200 
1971 16 500 1979 11 300 
JQn 16 300 1980 10400 
1973 16 100 1981 9 400 

1974 15 800 1982 8 500 
1975 14 900 1983 7 600 
1976 14 000 1984 6700 
1977 13 100 

o) Der Wanderungsgewinn Ist on dieser Höhe ln die Vorousschötzung 
eingegangen, während er lotsächlich 24 000 Personen betrogen hat 

Anmerkung• 

Um die Berechnungero zu erleichtern, wurden aus technischen Gründen 
doe vorstehenden Wanderungsgewinne in der Vorausberechnung noch 
etwas modlfiZ lert. Auswirkungen auf den Wanderungsgewinn lnsg,.sornt 
ergaben stch dadurch nicht 

quantitativen demographischen Wahrscheinlich­
kelten wie die Basisbevölkerung. 

Es sei nochmals betont, daß es sich bei den 
vorstehenden Wanderungssalden um stati­
stische Ansätze handelt. Aus diesem Grunde 
wird auch darauf verzichtet, für die Wande­
rungshypothese irgendeine - z. B . ökono­
mische - Begründung zu geben. Die Daten 
der Vergangenheit und die daraus absehbaren 
Entwicklungstendenzen machen jedoch die 
Vermutung über den gewählten Wanderungs­
ansatz durchaus plausibel. 

Welche Auswirkungen die Wanderungen auf die 
zukünftige Bevölkerungsentwicklung Schleswig­
Holsteins haben können, wird deutlich, wenn 
die Ergebnisse der Bevölkerungsvoraus­
schätzungen mit und ohne Wanderungen 
miteinander verglichen werden: 

Bevölkerungsvorausschätzung 

Am 1. 1. ohne mll 

des Jahres Oiffer.,nz 
Wanderungen 

1 000 Personen 

1970 2 557 2 557 

1975 2 579 2 666 + 87 

1980 2 592 2 748 + 156 

1985 2611 2810 + 199 

Die vorstehenden Ergebnisse zeigen, daß die 
Differenz zwischen der Bevölkerungsvoraus­
schätzung ohne Wanderungen und der mit 
Wanderungen bereits in eineinhalb Jahrzehnten 
unter den gegebenen Annahmen rund 200 000 
Personen betragen wird. Zunächst einmal 
werden im Laufe von 15 Jahren 190 000 
Personen mehr zugezogen als fortgezogen 
sein. Diese durch Wanderungsgewinn hinzu­
gekommene Bevölkerung wird in dem genannten 
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Zeitraum noch weitere 10 000 Personen 
bringen, und zwar durch ihren Geburten­
überschuß und den rechnerisch auf sie 
entfallenden weiteren Wanderungsgewinn. 

Wenn es sich hier auch nur um eine 
Modellberechnung handelt, so muß sich 
doch jeder, der mit den Ergebnissen der 
Bevölkerungsvorausschätzung ohne Wande­
rungen arbeiten will, darüber im klaren 
sein, daß die Komponente Wanderungen einen 
erheblichen Einfluß auf die zukünftige Bevölke­
rungsentwicklung Schleswig-Holsteins haben 
wird. Dabei sind die regionalen Unterschiede 
innerhalb des Landes noch nicht einmal 
berücksichtigt, man kann jedoch annehmen, 
daß der Wanderungseinfluß auf die künftige 
Bevölkerungsentwicklung in Regionen stärker 
hervortritt als im LandesmitteL 

Die Wanderungsbewegung wird aber nicht 
nur Auswirkungen auf die Bevölkerungs­
Gesamtzahl haben, sondern darüber hinaus 
auch die Bevölkerungsstruktur etwas ver­
ändern. Die Mobilität der einzelnen Alters­
gruppen der Bevölkerung ist unterschiedlich. 
Einwohner im erwerbsfähigen Alter sind 
erfahrungsgemäß stärker an den Zu- und 
Fortzügen beteiligt als Kinder und alte Leute. 
Eine noch feinere Aufgliederung würde 
ergeben, daß z. B. die 20- bis 30jährigen 
wesentlich mobiler sind als die 40- bis 
50jähngen. Wie die Altersstruktur der 
schleswig-holsteinischen Bevölkerung durch 
den Wanderungseinfluß verändert werden 
kann, zeigt - in grober Zusammenfassung -
die folgende Aufstellung: 

davon 

Bevöl- 15- 65 
kerung unter bis unter und mehr 

Ins- 1Sjöt.rlge 
65jät.rlge Johre alt 

gesamt 

ln% 

1970 100 2~,4 62,3 14,3 

1980 
ohne Wanderungen 100 22,0 62,4 15,6 

mit Wanderungen 100 21,8 62,9 15,3 

1990 
at.ne Wanderungen 100 21,3 65,4 13,3 

mlf Wanderungen 100 20,9 65,9 13,2 

Die Einwohnerzahl und auch die Altersstruktur 
der Bevölkerung werden ohne Zweifel durch 
die Wanderungen beeinflußt werden. Die 
langfristigen Entwicklungstendenzen der ein­
zelnen Altersgruppen werden dagegen durch 

Vorausschätzung der Bevölkerung Schleswig- Holsteins 
bis 1990 

0-4308 '4 -einseht. Ihnderunten -
~~----~---+----+---~----~----+---~ 

Anterle 1n den Altersgruppen 

-
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den Einfluß der Wanderungen kaum gestört 
werden. Die Zahl der Kinder im Vorschulalter 
wird voraussichtlich - infolge der niedrigeren 
Geburtenzahlen - in den nächsten Jahren 
abnehmen. Für die schleswig-holsteinischen 
Schulen wird es vorläufig aber noch keine 
Entlastung geben, Der Schülerstrom wird 
weiterhin anschwellen. An einem Reservoir 
von jungen Leuten im erwerbsfähigen Alter 
wird es in Zukunft vermutlich nicht fehlen, 
Mitarbeiter im Alter von 45 bis 64 Jahren 
werden dagegen lmapp werden. Die Zahl der 
Einwohner im Renten- und Pensionsalter 
wird zwar in den 70erJahren weiter zunehmen, 
aber in den 80er Jahren dann rückläufig sein. 

W~::gen der Unsicherheit der Ausgangszahlen 
sind in dem vorliegenden Aufsatz nur wenige 
vorausgeschätzte Zahlen genannt worden . • 
Wer mit den detaillierten vorausgeschätzten 
Angaben arbeiten möchte, muß auf den Stati­
stischen Bericht "Vorausschätzung der schles­
wig-holsteinischen Bevölkerung bis 2 000 - mit 
Wanderungen" (AI 8 - j/70) zurückgreifen oder 
die im Statistischen Landesamt vorliegenden 
Maschinentabellen einsehen. 

Lieselotte Korscheya 

Vergleict.e auch: "Vorovsslchrllche Bevölkerungsentwicklung bis 
1985 - Ergebnis der 3. koordlnlert"n Bevölkerungsvorousschätzung" 
ln Wlrtsc:t.ofr und Srollstilc 1971, S. 667 (November) 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG-HOLSTEIN 
:.:~ • .Janr ng fl ft I u uu r 1972 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 
Monats- und Vierteljahreszahlen 

1965 1970 1970 11171 

~lonats- Sept. Okt. :-lov, August Sept. Okt. Nov. 
dur-chschnitt 

B~:,oll..crung und Erwcrhscacigkt i c 

Bevölkerung am Monatsende I 000 J 423 2 4lH+ 2 505 2 507 l 510 2 530 ... ... . .. 
Naturliehe Bevolkerungsbewegung 

*Eheschltellungom Anzahl 1 785 I 548 1 J93 1 746 I ~01 I 970 I 130 I 642 ... 
• JS I 000 E:mw. und I Jahr 11,8 7,5 ti , 8 8,2 5,8 9,2 6.~ ... .. . 
• J..ebendgeborene An:<ahl J 726 ~ OJO 2 605 2 590 2 718 2 735 2 713 2 532 ... 
• Je I 000 E:1n". und I Jahr 18,5 1·1,1 12,7 12.~ 13,2 ll,7 13,3 ... .. . 
*Gestorbene (ohne Totgeborene) An7.~h1 2 4!15 2 749 2 480 2 705 2 678 2 573 2 464 2 601 ... 
• JS 1 000 E:tnw. und 1 Jahr 1:1,4 13,2 12,1 12,7 13,0 12,0 11,8 ... .. . 
• darunter im ersten l.ebensJ:thr Anz:.hl 75 ti5 48 55 65 53 53 61 . .. 
• Je 1 000 Lebendgeborene 20,2 l2,l 18,4 21,l 23,0 10.~ 19,1 24.1 ... 
* Überschuß der Geborenen oder Gestorbenen (·) An%ah1 I 231 !81 125 - 115 40 162 309 - 69 ... . Je I 000 Elnw. und I Jahr 6,1 0,9 0,6 - 0,5 0,:.! 0,8 1,5 ... ... 

anderuneen 
•L'ber dte Landesgrenze Zugezogene Anzahl 7 604 6 38:.! 9 407 11 <!16 8 736 9 1!9.! ... ... . .. 
•Ober dtt! l.andesgre11ze Fortgezogene Anznhl 6 151 6 381 7 744 8 643 6 434 5 047 ... ... .. . 
•Wanderungsgewtnn Anzahl I 543 2 001 1 663 2 573 .!. 302 4 045 ... . .. ... 
*lnne•·halb des Lnndes Umgezogen~ 1) Antahl 9 641 9 768 11 353 U JOJ 10 755 II 683 ... ... .. . 

W anderungsfälll! Anzahl 23 467 2-1 551 28 504 32 16:.! 25 925 27ti22 ... ... ... 
JC I 000 E:tnw. un<l 1 Jdhr 164 165 194 200 178 183 ... ... ... 

Arbeitslage 
*A•·betts1ose 1 000 8 8 5 6 8 7 7 0 II 

darunter • ~llinner I 000 Ii 5 2 I 3 4 3 3 4 6 

Offene Stellen I 000 I:J :.14 24 22 ~0 23 .!.I 19 16 
darunter fllr Mllnner I 000 10 15 15 14 13 14 14 12 10 

LJntl'' inschafc 

Vrehbestand 
• Rindvieh (etnschheBltch Kfilbor) 1 ooo I 379

8 
I 4078 

darunter *Mtlchkühe I 000 505° 4968 

*Schwetne 1 000 I 701a I 774. I 018 1 802 
darunter • Zuchtsauen I 000 169° IR3

8 
19<! 175 

darunter *lrAchtlfC I 000 10311 11211 11 !\ 109 

Schlachtuneen von Inlandireren 
*Rinder (ohne KAlber) I 000 St. 21 34 H 54 45 35 411 54 45 
*Kälber 1 000 St. 3 .I 2 2 2 ... ... ... .. . 
*Schwetne I 000 St. 156b ~00 ~04 .!.25 234 .!.10 202 20'1 232 

<lorunte ,. *II a ussc hiac htungen I UOO SI. II ,,c 3 7 21 3 3 7 17 

• Schlachtmeneen 21 aus gewerblichen Schlachtungen 
(ohne Geflugel) 1 000 t 17,7 25,9 2ß,.! 3:!,3 30,2 24,!1 27,<l 29,0 .!.8,'1 

darunter *Hmder (ohne Kälber) 1 000 I 4,8 8,3 9,5 12,9 10,3 7,8 11,2 13,1 10,6 
•Kälbu 1 000 t 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 ... ... ... . .. 
•Schwetne 1 000 t 12,1i 17,4 18,5 20,2 1'1,8 16,9 16,5 16,6 18,1 

Durchschntltliches Schlachtgewrcht lur 
Rinder (ohne Klllbcr) kg 2.18 241 l34 245 244 as 232 .!51 .!52 
Kalber •• g 61 61 61 62 52 ... ... . .. . .. 
Schweine (ob Januar 1 71 neue Herechnungsgrundlage, 
V,;rglelchbnrkett mit ft'{.neren Zahhm etngeschrllnkt) kg 87 91 02 93 1!3 82 83 82 84 

GeiiO&el 3) 
Eingelegte Bruleter 

•fur 1 gehennenk ken I 000 543 407 528 48G 539 551 577 5;.!7 -lOS 
•rur lasthühnerk ken 1 ouo 103 911 847 i67 I 012 841 898 753 917 

•GeflOgelflelsch 
4

) 1 000 kg 302 
I 

803 8!)5 71)3 848 917 720 816 858 

Mrlcherzeuaung I 000 I 169 178 I 19 11:1 129 15fi 115 109 1!6 
darunter •an :\1oikereten unrt lllindler geliefert 1lo 00 02 91 !10 !JO ll3 'II ''0 .> 

•1\lllchielbtung JC Kt.h uruJ 1 DK kg 11,6 I 1,6 7,9 7 ., ·- 8,5 10,2 7, 7 7,1 8,5 

•) w1rd von all~n Stattaltsehen Laruiesamtern un "Zahlensptegel" verilffunlltcht ... , F.:rgebms der Volkszählunl( vom 27. 5. 1!1i0 
I) ohne Innerhalb der Gemeinde Umgezogene 2) etnschheUitch Schlachtfetle, Jetlo,·h ohne Innerelen 
3) tn Belrteben m•t einem ~·assungsvt!rmclgen von I 000 und mo!hr ~~tern 
-1) aus :SChlachtungen Inländischen GefHigt!ls tn Schiachtee eten mit etner Schlnchtk opazll 1 von 2 000 und mehr Tlllren 
a) Dezember b) W ln:erhalbJahr 1965/66 • 18 • c) WinterhalbJahr 1970/71 • 16 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1965 1970 1970 1971 

Monats-
Sept, Okt. Nov, August Sept. Okt. Nov. 

durchschnitt 

) ndustrie uod Handwerk 

lnduslrie5
> 

*Beschäftigte (einschließlich tät1ger Inhaber) 1 000 178 191 194 194 194 192 192 191 190 
darunter *Arbeiter 6) I 000 140 145 147 147 146 144 144 14.3 143 

*Celelstete Arbeiterstunden Mlll. 23 24 ;!:; 26 25 22 24 24 24 
*Löhne (brutto) Mill. DM 98,8 l57,l 160,2 165,5 178,7 178,5 176,8 173,6 188,0 
*Gehälter (brutto) 1\ihll. DM 37,5 66,6 65,1 66,7 78,3 75,9 74,3, 74,3 85,2 

* Kohleverbrauch l 000 t SKE7 ) 54 33 32 37 37 20 22 l1 23 
*Ga sverbrauch 1 000 cbm 8 869° 23 914 23 696 23 346 25 762 23 440 20 592 23 410 25 491 
* Heizölverbrauch I 000 t 77 95 91 107 108 81 89 101 103 

*Stromverbrauch M1il. kWh 118 157 161 )73 169 147 162 174 165 
* Stromerzeugung 

(ges;1mt~ industrielle Elgenerzeugung) Mlll. kWh 36 37 33 41 42 30 32 38 41 

•Umsatz (ohne Umsatzsteuer)
8

) t.llll. DM 746 1 070 I 149 I 205 I 115 I 038 1 320 1 230 1 353 
darunter •Aus1andsumsatz Mlll. DM 92 144 132 145 135 130 250 141 226 

Produktionsmdex (ohne Bauindustrie und 
ohne örrentliche Energieversorgung) 1962 2 100 116 162 171 170 172 144 166 179 177 

Stetne und Erden 115 144 192 186 165 179 197 195 154 
E>sen-, Stahl- und Temperguß 114 123 127 128 133 94 117 116 111 
Chemische Erzeugmsse 209 455 540 428 337 238 357 352 314 
Papiere und Pappen 110 147 143 147 146 111 137 135 133 • 
Stahlbauerzeugnisse 120 191 189 205 232 164 187 203 189 
Maschlnenbauerzeugmsge 108 140 144 143 148 105 131 136 137 
Wasserfahr·zeuge 110 152 149 160 165 125 146 158 160 

Elektrotechnische Erzeugnisse 121 287 323 306 342 280 305 391 350 
Felnmec:hnm!iche und opUsehe C:rzeugniase 130 136 148 154 163 114 158 171 176 
Etsen-, Blech- und Metallwaren 141 208 (218) (232) (239) 171 193 206 213 

Druc:kereierzeugn1sse 115 252 249 269 285 226 273 337 368 
Textilien 110 115 118 110 133 96 119 138 13<1 
Bekle>dung 101 106 110 119 tl3 94 104 108 107 

Süßwaren 109 83 95 132 99 82 111 129 118 
M lieh und Milcherzeugnisse 109 119 72 73 97 95 79 71 91 
Fletsch und Fleischerzeugrusse 134. 188 182 195 184 155 190 190 188 

außerdem Produktionsindex für die Bauindustrie 107 126 153 !52 148 140 152 166 136 

Handwerk (Meßziffern) 
91 

*BeschlHilgte (Ende des VIerteljahres) 30. 9. 1962a100 96 97 ... 
*Umsatz (einschließlich Umsatzsteuer) Vj. -0 1962= 100 151 160 ... 

darunter *llandwerksumsatz VJ.-D 1962=100 155 165 ... 

Öffcnrlichc Energieversorgung 

• St1·omerzeugung (brutto) Mlll. kWh 141 219 184 272 29~ 199 236 234 315 

Stromverbrauch (einschließlich Verluste) Mili. kWh 279 449 425 492 499 432 460 507 548 

"' Gaserzeugung (brutto) MUl. cbm 20 16 11 15 19 10 13 18 24 

ß:1 uwi rtscha fc und Wohnungswesen 

Bauhauptgewerbe 
101 

• Be~chäfttgte (einschließlich til!iger lnhaber) Anzahl 67 971 62 480 63 390 63 !54 62 394 62 831 62 432 62 857 62 202 

*Geleistete Arbellsstunden 1 000 9 534 8 238 10 369 10 225 9 012 9 184 9 889 10 295 8 433 
darunter COr 

* Wohnungsbauten I 000 3 000 3 414 <1 303 4 261 3 793 3 873 4 375 •I 324 3 638 
*öffentliche und Verkehrsbauten 1 000 3 978 3 616 4 697 4 556 3 944 3 851 3 948 4 298 3 302 

"'Lohne (brutto) Mtll. DM 50,0 66,1 83,9 84,5 74,6 85,1 88,8 89,5 77,0 
*Gehälter (brutto) MHl. DM ~.1 7,0 6,9 6,9 7,4 8,2 8,0 8,4 10,4 
*Umsatz (ab 1970 ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 147,6 176,7 246,4 238,2 228,1 203,9 255,9 242,0 257,1 

•> wird von allen Statisttschen Landesämtern im "Zahlent~piegel" veröffentlic ht 
5) Betriebe mH 41'1 allgemeinen I 0 und mehr Beschäftigten, ohne Bauindustrie und ohne öffentliche Gas-, Wasser- und Elektrizitätswerke 
6) e.rschlleßlich gewerblicher Lehr!J.J1ge 
7) eme t Stetnkohleewhell (SKE) • 1 t Stetnkohle oder -briketts • 1,03 t Sletnkoh1enkoks: 1,45 t Braunkohlenbnketts 
8) ohne Umsatz tn Handelsware und ohne Erlöse aus Neb<!ngeschllften 9) ohne handwerkliche Nebenbetriebe 
10) na~h der Totalerhebung hochgerechnet d) ohne Erdgas und Erdölgas 



noch: Monacs. und Vierccljahrcszahlen 
196S 1970 1970 1971 

Monats· 
::.ept. Okt. Nov, durchschnlll August Sept. Okt, 

I 
No v, 

noch: Bau\\ inschafr und \X'ohnungswc:;en ! 
Baugenehmlguneen 

•Wohngebäude (Errichtung neuer Gebäude) Anzahl I 100 884 I 039 I 0:.!0 814 I 197 1 27d l OBS 879 
darunter • Ein- und Zwetfaaultenhauser Anzahl ... 787 905 935 742 I 045 I 109 061 760 

•umbauter Ruum I 000 cbm 934 911 I 042 I 039 776 I 284 I 268 I 251 I 021 
•veranschlagte re1ne Baukosten I 000 Dl\t 95 S21 115 158 135 531 138 590 106 264 183 !57 186 895 186 :!21 149 092 
•Wohnßllcht! 1 000 qm 171 174 109 203 151 242 237 242 196 

*NtchtwohngebAude (Errichtung neuer Gebaude) Anzahl 169 181 214 213 154 18:.! 174 190 161 

•umbaut.,r· Raum I 000 cbm 461 7114 I 018 757 507 935 625 794 684 
•veranschlagte retne Baukosten I 000 Dl\1 33 :lH 75 158 88 973 68 032 65 639 134 38~ 73 745 87 794 50 427 
*Nutzfl~che 1 ooo qm 89 142 195 131 92 173 121 157 117 

•Wohnungen msgesamt (alle llaumaßnahmen) Anzahl 2 535 2 357 2 615 2 873 I 017 3 128 3 00 I 3 512 2 698 

Bauferligslellungen 
Wohnungen 11 ) Anzahl 2 447 I 837 I 237 I 354 I 683 I 090 I 176 I 522 I 929 
WohnrAume Anzahl 10 214 7 782 5 312 5 867 6 723 5 019 5 182 6 ~65 8 369 

Handel und G:~)tgcwerbe 

Ausfuhr 
•Ausfuhr insgesamt 1\1111. DM 113,3 180,5 166,2 202,1 165,1 177,8 305,8 229,1 ... 

davon GOter der 
*ErnihrungswiMschaft Mlll. DM 12,2 23,8 24,5 26,1 25,5 30,6 31,1 38,6 ... • *gt!Wcrbhchen W1rtschnft Mlll. Dl\1 101,1 156,7 141,7 176,0 139,6 147,2 274,7 190,6 ... 

davon *Rohstoffe MIU. OM 2,!) 3,9 4,3 4,3 4,1 3,0 3,8 4,0 ... 
*I laibwaren Mlll. D:\1 9,3 12,8 13,4 11,5 10,9 13,0 10,8 11.0 ... 
• Fe1·Ugwaren Mtll, Dl\1 88,9 140,1 123,9 160,1 124,6 131,2 260,1 175,6 ... 

davon •Vorerzeugnisse Mll1. DM l\,9 14,3 14,5 16,5 14,2 13,8 17,3 18,4 ... 
*Enderz.eugn1sse Mt11. OM 82,9 125,8 109,4 143,6 110,4 117,4 242,8 157,2 ... 

nach ausgewählten Verbrauchsländern 

•SWG·Länder 1\lill. DM 25,8 54,2 54,9 I 56,1 59,3 52,5 63,0 109,5 ... 
darunter !talJen 1\hll. DM 6,6 14,8 12,8 15,7 :.!0,5 :.!0,3 18,3 57,7 ... 

Niederlande Mlll. DM 9,0 18,9 20,7 20,2 18,5 16,2 23,2 28,9 ... 
*EFTA·Linder Mill. DM 43,9 55,3 48,4 64,7 45,4 41,8 67,7 55,4 ... 

darunter Dlinemark M•ll. DM 9,6 11,2 15,5 11,5 10,8 11,6 24,8 15,3 ... 
Großbrllanmen 1\1111. DM 5,2 12,7 6, 7 6,5 6,0 7,3 6,6 7,1 ... 
ll:orwegcn l\hll. DM 12,7 8,5 3,6 3,5 3,7 2,8 4,3 4,3 ... 
Schweden Mtll. DM 6,8 8,8 8,9 13,8 10,0 6,2 7,6 11,0 ... 

Handel mil Berhn (Wesl) 
• BezOge Schlcswig·llolsteins I 000 DM 19 051 32 072 29 635 40 195 33 044 29 607 36 359 35 608 ... 
• Lteferungen Schlesw ig- llolsteins I 000 D:\1 36 510 I 36 673 40 827 49 8G6 42 947 36 154 46 682 48 050 ... 

• Index der Einzelhandelsumsätze 
(tHnschlleßhch Mehrwertsteuer) 196:.!•100 ... ... ... ... ... ... ... . .. .. . 

Index der Gastgewerbeumsatze 
emschhellllch Mehrwertsteuer) 196l•IOO ... ... ... ... . .. ... ... ... . .. 

• e 
Fremdenverkehr •n 136 Benthls&ernemden 

• Fremdenmeldungen I 000 160 189 217 119 73 434 210 p 121 ... 
darunter •von Auslandagilsten 1 000 19 20 22 16 9 37 lfl p 16 ... 

• Fremdenlibernachtungen I 000 I 073 I 514 I 872 512 241 5 253 I R41 p :>28 ... 
da•·unter •von Auslandsg sten I 000 38 41 45 29 18 91 42 p 29 ... 

Verkehr 
Seeschlffahrl 

GUterempfang I 000 I 867 I 329 I 490 1 351 r I 192 ... ... ... ... GUterversand 1 000 t 415 f>-17 563 533 l'I0-1 ... ... ... . .. 
Bmnenschillahrt 

*GOtert>mpfang I 000 t 217 259 291 303 283 267 246 241 :.!50 
*Güter\'eraand I 000 I ~54 373 515 461 404 4-11 452 452 359 

.. Zulassungen labnkneuer Kraftlahrzeuee Anzahl 
darunter 

5 806 7 817 7 151 7 868 7 291 5 513 7 542 8 166 ... 
Kraftrllder (emschheßllch Motorroller) Anzahl 13 24 19 3 7 34 28 20 ... • Personenkraftwagen 12) Anzahl 4 982 6 !125 6 165 6 880 6 473 4 765 6 554 7 205 ... *Lastkraftwagen Anzahl 393 50~ 474 481 454 317 455 429 ... 

Slra llenve rk eh rsunf alle 
•Unfälle m11 Personenschaden ,\nzahl I 044 I 404 I 597 I 613 I 476 I 720 I 547 p I 542 p I 476 
•Getötete Personen Anzahl 56 74 96 88 84 73 71 p 91 p 89 
•Verlet~te Personen Anzahl I 403 1 1133 2 1:.!5 2 185 I 936 2 -158 2 III p 2 103 p 2 019 

*I wtrd von ollen Statistischen Landesämtern tm "Zahlensp•egel'' verortentltcht 
111 Ztmmer mtt 6 und mehr qm Fläche und alle KOchen 12) emschlleßltch Kombll1altonskraftwagen 



noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

19b5 1970 1970 1971 

Monats· Sept. Okt. :>;ov. 
durchschnitt 

August Sept. Okt. ~ov, 

Ge: 11.1 und Krcdi t 

Kredite und Emlagenl3l 
•Kredtte an Nichtbanken 

(Stand am Jahres· bzw. Monatsende) Mlll. DM 8 273 16 502 15 870 1a 957 lfl 0$5 17 548 17 7~9 17 933 18 183 

*kurzfrtsllge Kredite 
(ab Dezember 1060: bts w I J •hrl 1\1111. [)1\1 2 076 3 469 3 349 3 344 3 325 3 815 3 938 3 SlSI 4 028 

darunter 
*nn Untornehmen und I' rtvatpersonen MI!!. l>M 2 047 3 426 3 ~16 3 309 J 287 3 793 3 ~15 3 928 3 028 

•mittelfn61tr,e Kredite 
14

) 
(ab Ouzember 1968: I bts 4 Juhrel l\1•11. 01\1 661 I 143 1 178 I 176 I 218 1 405 I 434 I 458 t 464 

darunter 
•an Unternehmen und Privatpersonen M1ll. DM G07 I 277 I 129 I 

I 
I 123 I 161 I 334 I 363 1 384 I 388 

*langfristige Kredlle
141 1\ltll. DM 5 536 II 690 II 343 II 437 II &12 12 327 12 377 12 524 IZ 691 

darunter 
•an Unternehmen und (>nvatpersonen Mtll. !lM 4 689 10 152 9 860 9 1121 9 992 10 659 10 724 10 852 10 992 

•darunter durchlaufende Kredite Mtll. DM ... 
•Emlagen und aufgenommene Kredite von :-.l1chtbanken 

(SI.Ilnd am Jahres- bzw. Monat,;ende) MUl. DM 5 053 II 288 10 653 10 771 10 831 12 162 12 132 1~ 2H u 4l5 

•Sicht- und Termingelder ;o,uu. DM I 875 5 478 5 180 5 266 5 305 6 079 6 018 6 105 6 l5i 

darunter 
•von Unternehmen und Pnvatpersonen Mlll. DM I 573 3 870 3 645 3 684 3 728 439l " 361 4 433 4 524 

*Spareinlagen Mut. DM 3 178 5 810 5 472 5 504 5 526 6 083 6 115 6 139 6 168 

darunter 
•bel Sparkassen M11l, DM 2 U3 3 686 3 478 3 497 3 506 3 807 3 821 3 835 3 852 

*Gutschriften auf !'iparkonten (ohne Zmsen) MIU. DM 153 294 275 344 260 331 345 282 ... 
*l..Dstschrlften auf Sparkonten Mll1. DM 125 274 .!53 313 238 263 314 259 ... 
• Zinsgutsc hrilten MI LI. OM 9 24 0,3 0,4 0,4 0,4 0,4 I ... 

Zahlunasschwieri&kelten 
8 12 10 13 12 12 10 13 11 

* 

• 

• 

• 

• 

•Konkurse An:r.ahl 

• Verglelchsverfnhren Anzahl 1 I - 3 1 - - - -
•w echselproteste (ohne d1e bet der Post) Anzahl 778 HO 3li5 438 440 371 320 340 .. . 

*Wcchselsumme Mtll. DM 0,935 1,136 0,85l 0,990 0,962 0 .987 1,122 p 1 ... 

Stc:ucrn 

Geme•nschalthche Steuern l 000 Dl\1 150 208 224 810 307 652 213 4 7 2 182 310 199 192 344 574 242 061 H8 567 

•Steuern vom Einkommen I 000 DM 97 072 152 308 228 985 !08 141 106 291 111 633 265 &62 127 697 !66 143 

•Lohnsteuer I 000 DM 43 631 !J7 946 92 140 112 Hl 107 427 10t; 226 U7 668 117 833 163 075 

•veranlagte Emkommensteuer 1 000 DM 41 819 40 050 110 740 - 9 572 - 4 t 78 .! 837 108 782 6 420 6 104 

•nicht veranlagte Steuern von1 Et·lrag 1 ooo nM 1 Oll I 613 filO ~ 516 I 081 839 I 307 !181 4 048 

•Körperschartsteuer I 000 DM 10 612 u 699 25 177 7b6 I. 261 I 730 27 805 2 463 ~ 917 

•Steu.,rn vom UmRatz I 000 Ol\1 53 136 7l 265 78 666 u 740 76 Ol8 87 559 79 012 78 658 8:.! 424 

•llmsatz.ateucr I 000 Ol\1 48 411 52 564 56 165 51 653 53 670 65 594 59 444 58 091 60 SilO 

•Eln!uh I"Unl satzsteuer I 000 Dl\1 ~ 7:.!5 19 701 22 501 21 087 H 358 21 965 IQ 569 20 567 21844 

Bundessteuern I 000 DM 67 734 84 313 78 403 79 516 80 572 79 815 88 663 83 528 83 945 

*Zölle I 000 DM 7074 8 419 7 303 8 473 9 706 8 410 0 201 0 685 I 10 395 

• Verbrauchsteuern I 000 DM 55 308 70 830 64 61.2 b7 74& 65 917 67 747 71 612 70 041 69 397 

0 1\lineraUHsteuer I 000 DM 8 189 2 638 :! 365 ! 1!84 2 371 2 50~ 3 395 2 ~32 2 693 

Landessteuern I 000 DM 17 226 24 387 20 897 21 1!98 30 900 33 ll96 20 51!1 ;!0 651 33 448 

•v.,rmOgensteuer I 000 DM I. 21 5 607 I 1!77 I 93i 13 852 13 353 804 651 13 572 

• Kralt!al\r:r.eugsteuer 1 000 DM 8 835 13 205 !3 IOJ 14 614 12 007 13 470 13 398 14 671! 13 7~8 

• Sierateuer I 000 DM 721 988 I 283 I 063 977 1 354 1 318 1 028 69 

Gemetndesteuern I 000 DM 105 ll~: 125 325~ !28 Hle 143 573° 

•Gewerbesteuer- nach Ertrag und Kapital I 000 DM 68 004 71 7ll~ 75 72~~ 84 781e 

*GrundsLeuer A 1 000 01\1 7 240~ 7 :l32~ 8 433 7 2i7e 

•G rundsteuer B I 000 Df,l 16 037~ 21 027 20 as'i' . ~4 3l3e 

Einnahmen des Bundes 1 000 DM 154 810 202 051) J33 i60 1!13 600 179 727 189 28!1 260 202 211 592 213 571 

•) wird von allen Statistischen Landcs:imlern 1m "Znhlensp1egel" vl!r6ffentltcht +) • VterlelJahresdurchschnllt 
13) ohne Landeszentralbank, Poslsparkasst!n, Po6tscheckfimter sowie lJindllche l<redugenossenschaften, deren Bilanzsumme am 31. 12, 1967 

unter 5 Mtll, DM Iai{. einschltcßhch aller tm Bereich der l..andeszentralbnnk gt!legenen ;o.; !ederlassungen au6WArtlger Kl"edlttnstitute, 
lnfolge Umgestaltung m11 Angaben bts 1968 nicht voll vergleichbar 

H) etnschlleßllch durchlaufender Kredite el I. 7. - 30. Q, 

• 



Jahreszahlen A 
erscheint Im monatlichen Wechsel m1t B 

Bevölkerung!) Im Erwerbsleben tätige Personen2 ~ 

Einwohner Heirats- Geburten- Sterbe- Oberschuß Wande- Land- produzle- Handel 
ins- und Dienst-

Jahr (Jahres- ziffer ziffer ziffer der rungs-
gesamt Forst-

rendes und 
Ieistungen mittel) Geborenen gewinn 

wirtschart 
Gewerbe Verkehr 

ln 1 000 
Ereignisse je 1 000 Einwohner 

in 1 000 Ln 1 000 

1966 2 457 8,4 18, 7 12,1 16 18 1 003 116 389 '218 280 
1067 2 487 8,1 18,2 11,9 16 11 971 119 358 213 280 
1968 2 515 7,9 17,4 12,8 12 17 979 118 375 208 278 
1069 2 545 7,5 15,9 12,8 8 21 992 117 373 214 288 
1970 2 567 7,2 13,7 12,8 2 24 I OOS 115 386 215 286 

Öf!enWche allgemeinbildende Schulen Volksemkommen 

SchOler am 15. 10. Schulabgllnger ln 1' Bruttoinlandsprodukt 

Real- in jeweiligen Preisen Netto-

• 
Jahr 

Volks- schulen mit ln Inlands-
und und Gym- weniger mit mit Jährliche 

Preisen produkt 
Sonder- Aufbau- nas1en als Volks- rrut von 1962 
achuh•n Volks- schul- mittlerem Abitur Zuwachs- DM Je in zugs - Abschluß Mill. DM rate Ein-klaasen schul- abschluß 

wohn er 
in Mill, DM 

abschluß 
in 'lo Mill. DM 

in 1 000 

1966 2318 418 37a 26 45 23 7 
1967 221 44 43 22 46 23 9 
1968 228 4G 46 22 ~5 24 9 p 18 997 p 7 554 p 16 290 
1969 236 49 49 21 45 24 10 p 20 92lb p IO,lb p 8 22lb p 17 253b 
1970 p 249 p 51 p 50 p 22 p 45 p 24 p 10 23 228 11,0 9 049 17 800 

Landwirtschart 

Viehbestand am 3. 12. Schlachtviehaufkommen Kuhmilcherzeugung Ernten in 1 000 t 
aus eigener Erzeugung 

Jahr 
Rinder 4) 

ins- darunter Schweine HQhner31 kg 
Zucker-

gesamt MllchkOhe 
Rinder Schweme 1 000 t je Kuh Getreide Kartoffeln rOben 

mtd Jahr 

in 1 000 in 1 000 

1966 I 393 511 1 689 5 261 417 2 395 2 112 4 183 1 264 459 521 
1967 1 395 513 I 752 5 035 418 2 506 2 139 4 188 I 407 515 533 
1968 I 410 519 1 668 4 821) 417 2 641 2 183 4 256 l 608 396 535 
1969 I 430 &18 I 680 4 966 418 2 679 2 210 4 262 1 511 260 ·187 
1970 I 407 496 1 774 4 920 476 2 744 2 139 4 232 I 350 I 414 565 

lndus tri e 5) 
Bau-

Beachliftigte Umsat~61 
haupt-

(Jahresmlttel) Energieverbrauch gewerbe 

Arbeiter- Löhne Gehälter Produk-

Jahr stunden Heizöl tlons-

ins- lns- Auslands- Kohle Index Beschllf-

gesamt 
Arbeiter in gesamt umaatz lns-

8) Ugte 9) 

Mlllioncn I 000 
gesamt schwer nm 30. 6. 

Bruttosumme t SKE 1962•100 

in I 000 ln Mill. 0:\t Mtll. DM 
7) 

1 000 t ID 1 000 

1966 178 I 139 273 1 266 I 504 I 9 485 

j 
I 331 576 937 787 123 68 

1967 171 132 253 1 230 524 9 850 1 289 507 952 791 1:!7 62 
1968 175 

I 
134 :!64 1 344 583 10 418 1 5-!9 482 968 180 140 63 

!06!1 184 141 278 1 550 674 II 797 I 883 490 I 058 842 157 63 
1970 191 1<15 289 1 887 I 199 12 840 1 725 400 I 130 906 162 64 

I) 1970: vorltluffges Ergebnis, berechnet nach dem Bevölkerungsstand vom 26. 5, 1970 
2) Ergebnisse der 1%-Mikrozcnsuserhebungen 3) ohne Trut-, Perl- und Zwerghühner 
4) gcwel'bllcho und Hausschlachtungen, einschließlich des Ubergcbietlichen Versandes, ohne Obergebietlichen Empfang 
5) Betriebe mit Im allgemeinen 10 und mehr Beschllttlgten (monatliche lndustrleberlchterstattung); ohne Bauindustrie und ohne orrcnUlche 

Gas-, Wasser- und ElektrlziUitswerke 
6) ohno Umsatz in Handelsware, ohne Erlöse aus Nebengesch!l!tcn und seit 1968 ohne Umsatzsteuer 
7) eJne t Steinkohleeinheit (SKE) • I t Steinkohle oder -brtketts • 1,03 t Slemkohlenkoks • 1,45 t Braunkohlenbriketts 
8) arbcitstfigllch 9) einschließlich unbezahlter mithelfender Farnllienangl•höriger a) am 2. 5. b) erste vorllurtge Ergebnisse 



Schluß: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1965 1970 1970 1971 

Monats· 
Sept. Okt. Nov, August Sept. Okt. l\:ov. 

durchschnitt 

noch: Su:ucrn 

• Ein nahmen des Landes I 000 DM 76 440 140 434 162 460 23 540 120 256 183 433 186 ll7 151 540 207 587 
*Anteil an den Steuern vom Einkommen t 000 DM 59 214 69 857 100 290 46 870 45 939 81 314 116 230 55 151 110 419 
*AnteU an den Steuern vom Umsatz 1 000 DM 41 334 41 273 38 376 43 416 68 424 49 369 57 895 63 720 
*Anteil an der Gewerbesteuerumlage 1 000 DM 4 85S 16 296 17 853 

E lnnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände 1 000 DM 105 110 147429: 148 834
11 

177 39~: 
•Gemelndcelnkommensteuer I 000 DM 59 5l5 51 I/OS" 67 196 

• 

Preise 
Preisindexziffern im Bundesgebiet 

I 

Einkaufspreise f!lr AuslandsgUter 1962•100 106,3 107,2 106,5 106,3 106,6 105,3 10-1,2 103,3 ... 
Verkaufspreise für Ausfuhrguter 1962•100 104,8 116,6 116,8 117,5 118,0 122,2 121,9 121,6 ... 
Grundstoffpreise 15) 196:e•IOO 105,9 104,3 103,9 103,6 103,4 105,7 105,4 105,2 ... 
Erzeugerpreise 15) 

Industrieller Produkte 
15 

1962•100 104,0! 107,5 108,0 108,5 109,1 113,0 113,1 113,1 113,1 
landw trtschaCtllcher Produkte ) 1961/63•100 114,1 08,1g 98,8 97,4 96,6 p 99,8 p 101,8 p 102,1 ... 

Preisindex fOr Wohnaeb:lude 
Bauleistungen ilm Gebäude 1962•100 114,6 147,4 151,8 16S,3 ... 

Emkaufspreise Jnndwirtsehaftlicher 
107,7( l 10,8g Betriebsmittel (Ausgnbenlndex) 15) 1962/63•100 109.1 108,51 108,9 114,1 114,6 114,8 ... 

Einzelhandelspreise 1962•100 104,6 112,5 112,5 112,9 113,6 118,2 118,8 119,1 119,7 

Preisindex !ür dte Lebenshaltung
161 

1962•100 109,0 1..!3,7 1..!3,8 124,2 124,8 131,1 131,7 132,0 132,5 
darunter 
~ahrunga· und Genußmlttel 100,0 117,4 116,4 116,4 116,9 123,1 123,1 123,2 123,8 
Kleidung. Schuhe 107,1 118,0 118,9 119,8 120,5 125,5 126,8 127,7 128,4 
Wohnungsmieten 118,5 168,5 169,8 170,8 171,9 180,0 180,8 181,6 181,8 
f:lektrizttlit, Gas, Brennstoffe 106,1 124,4 125,6 126,9 127,5 130,1 131,9 133,0 134,3 
Obrlge Waren und Ownstlelstungen 
ror die llnushalts(Ohrung 106,2 114,1 115,3 i15,8 116,2 121,3 122,3 122,7 123,0 

löhne und Gchähcr 111 

Arbeiter in Industrie und Hoch· und Tierbau 
Bruttowochenverdienste 

*männliche Arbeiter DM 211 207 317 . 352 
darunter Facharbeiter DM 224 318 339 . . 374 

•welbhche Arbeiter DM 125 178 184 . 206 

Bruttostundenverdienste 
•mllnnllche ArbeHer DM 4,58 6,55 6,97 7,73 

darunter Facharbeiter DM 4,88 6,98 7,47 - 8,22 . 
*weibliche Arbeiter DM 3,00 4,32 4,44 . 4,95 

Bezahlte Wochenarbeitezelt 
• mAnnliehe Arbeiter Std. 45,9 45,3 45,5 45,5 
•weibliche Arbeiter Std. 41,5 41,2 41,4 41,6 

Geietstete Wochenarbeitszelt 
*rn.annUchc Arbetier Std. 42,3 41,3 42,9 42,4 
•welbllche Arbetier Std. 37,4 36.8 39,2 39,0 . 

Aneestellle, Brullomonatsverdiensle 

1n lndustl"ie und lloch· und Tiefbau 
KnuCmllnntsche Angestellte 

*männlich DM I 020 I 453 l 504 I 679 
*weiblich DM GOG 946 979 I 106 . 

Techntsche Angestellte 
'"männlich DM I 148 I 679 I 643 I 792 . 
•weiblich DM 687 966 I 005 I 123 . 

in Handel, Kredit und Versicherungen 
Kaufmllnnlsche Angestellte 

• mAnnlieh DM 897 I 270 I 307 . I 445 . 
•weiblich DM 557 795 820 . . 891 

Techmache Angestellte 
mlinnllch DM I 019 I 437 I 459 . I 593 . 
wetbllch DM . (911) . . . 

in Industrie und Handel zusammen 
KaufmAnnische Angestellte 

*mlnullch DM 934 1 329 l 372 . I 510 
•we1bllch DM 588 839 867 050 

Techmsche Angestellte 
*mllnnllch DM 1 1381 I 1172 1 634 I 779 
•\\elbhch DM 687 065 I 004 1 118 

•) wird von allen Statistischen L.nndesl!mtern im "ZahlenRplegcl" verö!Centllcht +) • Vierteljahresdurchschnitt 
15) ob 1968 ohne Umaatz(Mehr-wcrt)steuer 16) 4-Peraonen•Arbeitnehmer-llaushalte mit mtttlerem Einkommen des alleinverdienenden 
Haushaltsvorstandes, Lebenshaltungsausgaben von rund 750 DM monatlieb nach den Verbrauchsverhältnissen von 1962 
17) Effektivverdienste c) I. 7. - 30.9. r> WirtschaftsJahr 1065/66 (Juli-Junt) g) Wirtschaftsjahr 1970/71 (Juli•Jum) 



KrC' i szahlen 
- -

B v01kerungsverandcrung Strnßenverkehrsunflllle 
Be•·01kerung am 30. Juni I ')7 1 mit Personensch:Jden Im Nov. 1071 Im Juni 1971 

{vorlnurage Zahh:n) 

KRJ::I:sFREIE ST.t\OT 
Veränderung 
Jlegun!iber t'berschuU \\ nnde- Bevölke· 

der rungs· rungs-Kreas 
Vor· Geborenen gewinn zunahme 

Getötete21 sns-
Vor- Unfölle Verletzte gesamt Jahres- oder oder oder monat 

monat I) ;estorbenen -vt!rlust ·nbnahme 
(-) (·) (-) 

an .,. 
FLENSBLIRG 95 344 - 0.2 - 0,0 - II - HiO - 171 63 'I 80 
KIEL l71 055 + 0,0 - 0,1 - 25 150 125 148 2 189 

LOBECK 239 947 + 0.1 + 0,3 - 31 231 200 131 2 162 

NEUMONSTER 86 199 + 0,1 .. 0,2 II 35 49 54 - 83 

Dithmarschen 133 S63 + o.o - 0,3 I 2 3 83 4 10!1 
Flcnsburg-Land 72 861 + 0,2 + 1,5 41 113 154 38 4 47 

Hzgt. Lauenburg 144 583 + 0,1 + 1,9 21 55 76 82 7 106 
Nordfriesland 160 180 + 0,6 + 2,1 38 88;.! 920 100 5 140 

Ostholstein 180 82.6 + 0,6 + 2,2 23 997 I 020 117 14 !S4 
anncberg 244 764 + 0,2 + 2,9 o:z 392 484 137 13 190 

Plön 108 714 .. 0,2 + 1,7 ~ 160 169 67 4 89 
Rendsburg·Eckernförde 225 967 + 0,1 + 1,1 97 151 248 123 5 174 

Schleswlg 100 745 .. 0,0 • 0,8 5 - :z 3 45 3 62 
Seg~berg 171 U02 + 0,3 + 1,1 35 HO 465 118 11 169 
Steinburg 132 622 + 0,0 + 0,6 15 50 65 6H 5 !)4 

Stormarn 161 463 + 0,3 + 2,7 14 156 no 104 7 171 

Schlesw1g· flolstetn 2 530 735 + 0,2 + 1,4 338 3 !'142 4 280 I 476 00 2 010 

lndustrae31 
Kraftrahrzeugb stand am 1. Juli 1971 

KREISFREIE STADT Reschlftlgte Umsatz 41 
PkwS) 

l.lctnebe am 31. Oktober 1971 am 
Kreis Oktober 

an"gesamt am 
1971 31.10.1971 

Anzahl JC 1 000 
an Anuahl je I 000 

Einwohner 
!11111. DM E1""ohner 

FLENSBURG 73 8 ti25 91 60 24 515 22 1911 ... 
KIEL 146 32 2~ I 119 108 71 394 64 407 ... 
• OBECK 149 31 407 131 166 58 384 51 948 ... 

NEUMON STER 69 10 862 126 4~ 23 3!3 20 716 ... 
Dithmarschen 59 6 152 46 82 42 549 32 565 ... 
Flcnsburg· Lond 32 I 006 II 7 26 537 20 2!12 ... 
llzgt. Lllullnburg 95 9 431 65 48 4.! U6 34 81:19 ... 
:'\ordfr1esland 44 2494 15 34 5 I 918 40 468 ... 
Ostholstolo 75 5 8!0 32 41 53 9!4 43 741 ... 
Pinneberg 226 25 037 102 163 71 186 61 650 ... 
Plön 50 2 803 ~6 27 35 411 28 2!13 ... 
Rendsburg· Eckernförde 125 II 931 5'1 

I 
66 68 !ll2 51 776 ... 

Schlesw1g 39 3 700 I 37 41l 3.! 183 21 849 ... 
s .. geberg 171 13 6ltl iO 97 61 383 so 500 ... 
Stemburg 92 II 143 84 88 39 OB~ 31 735 ... 
Stormnrn 120 H 680 91 155 4!1 889 42 651 ... 
S<·hleswlg· Holstein I 565 IBO '139 75 I 230 753 703 fi25 73fi ... 
I) nach dem Gebl.,tsstnnd vom 30. 6. 1971 
.!) etnschHeßllch der tnnerhalb von 30 Tngen an den L'nfallfolg"n verstorbenen Personen 
3) Betriebe mit 1m allgemetnen 10 und mehr Beschäftigten, ohne Bauindustrie und ohne örfentltche Gas-, Wusser- und Elcktrl:tllatslh!t"ke 
4) ohne Umsatz ln llnndelswnre, ohne Erlose aus 1\'ebengesch rten und ohne Umsatzsteuer 
5) emschbeßltch Kombmationskroftwagen 

,\nmerkung: Eine auaCOhrllc:he Tabelle mit 102 Kre1sznhlom, dl10 von allen Stntltitlschen Lande:;ämtern gebracht werden, erschelm in tleCt 5 u, II 



Zahlen für die Bundesländer 
Bevöllcerung ßcschßf. Kuhmilcherzeugung 

•Vlehbestlnde am 26, Mai 1970 tlgte 1m Oktober 1971 
Ortene auallin-

Verlinderung Stellen disehe darunter 
Sc:bwelne 

Rindvieh am 3. 6, 1971 

Land gegenüber am Arbeit- an Insgesamt 
31. 10. nc:hmer Meiereien kg Milchkühe 

in 1 000 vz 30.6. 1971 1 000 t und je Kuh 
am 

lnegeeamt (clnschl. am 3. 9. 1971 
1961 Ul69 in I 000 30.9. Händler und Tag Zugkilhe) 

1971 geliefert 
in 'io in 1 000 in~ in 1 000 

Schlesw!g -Holste10 2 567 + 11 + 0,2 19 33 109 90,1 7,1 I 802 I 478 47:.! . 
Harnburg I 812 - I . 0,1 23 66 I 92,0 7,8 17 17 :; 
Nledersac:hsen 7 125 + 7 + 0.2 55 138 253 86,9 8,1 6 200 2 965 990 
Bremen 757 + 7 + 0,3 9 18 I 72,6 8,0 11 20 5 
Nordrhein-Westfalen 17 207 + 8 + 0,2 164 628 207 88,2 9,2 4 470 I 979 705 
Hessen s 401 + 13 + 0,4 S4 266 IOD 78,7 9,1 I 491 938 350 

Rhelnland-PCalz 3 684 + 8 + 0,2 26 73 70 80,5 8,6 810 733 262 
Badcn-WOrttemberg 8 998 + 16 + 0,4 llS 552 206 76,2 8,9 2 168 1 834 735 
Bayern 10 644 + ll + 0,4 99 363 571 83,0 9,5 4 451 4 458 I 940 
Surland 1 127 + 5 . 6 29 9 80,2 9,7 82 74 28 
Berlln (West) 2 130 - 3 - 0,0 21 76 0 13,9 14,5 

Bundesgebiet 61 508 + 0 + 0,3 570 2 241 1 527 83,5 8,9 21 501 14 497 s 501 

Industrie l) Bauhauptgewerbe 
Wohnungswesen 
1m August 1971 

BeschäCUgte Umsatz2) Produk- Beschlftlgte zum Bau genehmigte Ccrtlggestcllte 

Lnnd 
nm 30. Sept. 1971 1mSept. 1971 tions- am 31, August 1971 Wohnungen Wohnungen 

Index 3) 

je 1 000 
Aus- 1962•100 je 1 000 je 10 000 ja 10 000 
Iands- lm 

ln 1 000 E:ln- Mlll. DM umsatz Sept. 
in 1 000 Ein- Anzahl Ein- Am:ahl Ein-

wohn er 
in~ 1971 

wohn er wohn er wohner 

Schlesw,g-ltolstcln 192 75 1 320 19 166 63 24 3 128 12,2 I 090 4,2 

Harnburg 204 112 1 762 12 120 45 25 1 286 7,1 813 4,5 
Niedersachsen 805 113 5 081 22 147 182 26 7 428 10,4 4 325 6,1 
Bremen 103 136 954 23 192 23 30 514 6,8 600 7,9 
Nordrhein-Westfalen 2 689 156 16 758 20 148 390 ~3 16 768 9,7 7 746 4,5 
Hessen 754 138 4 016 21 184 146 27 6 874 12,6 1 912 3,5 

Rhcinland-P!alz 411 112 2 752 20 U3 90 25 4 050 11,0 923 2,5 
Baden-WOrttomberg 1 591 177 8 457 19 161 247 27 10 538 II, 7 4 796 5,3 
Bayern I 390 131 7 513 20 170 317 30 15 442 14,5 7 029 6,6 
Saarland 174 155 832 30 164 24 22 638 6,7 346 3,1 
Berlln (West) 252 118 1 41)2 0 147 46 22 2 149 10,1 I 268 6,0 

Bundesgebiet 8 565 139 so 897 20 1GO 1 574 26 68 81!i 11,2 30 848 !1,0 

*Kfz-Bestand
41 Stroßenverkehrsunllllie 61 mit Bestand 

am 1. Juli 1971 Personen chaden lm September 1971 an Steuere1nnnbmen 
Spar-

PkwS) einlagen 7l des I des I der 

Lnnd Ins-
Verun- am Landes Bundes GerneUiden 

gesamt 
glOckte 30. 9, 

UnCII.lle Getöteto Verletzte je 1971 Im 3. ViertelJahr 1971 
Anzahl je 1 000 

100 in DM 
Ein-

wohn er 
UnCII.lle je 

ln I 000 Einwohner in DM ja Einwohner 

Schleswig-Holstein 754 626 ... 1 547 71 2111 141 2 382 l!05 261 ... 
Harnburg 500 461 ... 1 109 22 1 491 136 4 497 353 1 663 ... 
Nleo.;eraachscn 2 110 1 '134 ... 3 946 266 5 512 146 2 958 206 224 ... 
Bremen 199 179 ... 387 5 451 118 3 348 259 996 . .. 
Nordrhein-Westfalen 4 638 4 085 ... 9 236 408 12 468 139 3 409 237 363 . .. 
Hessen I 708 1 453 ... 3 138 162 4 460 147 3 754 253 374 . .. 
Rbelnlnnd-Pfaiz I 110 897 ... 2 066 121 3 021 152 3 052 203 284 ... 
Baden-WQrttemberg 2 780 2 320 ... 4 1'10 233 6 003 150 3 566 244 371 ... 
Bayern 3 375 2 647 ... 5 673 340 8 241 151 3537 228 297 . .. 
Saarland 293 :!56 ... 617 21 863 143 2 780 206 232 . .. 
Berlln (West) 471 426 ... 1 171 28 1 516 132 2 760 168 528 . .. 
Bundesgebiet 16 028u 15 l15a ... 33 060 1 677 46 137 145 3 366 232 379 ... 

*)An dieser Stelle erscheinen abwechselnd Angaben ilber Vlehbestllnde, Getreide- und Kartoffc1ernte, Kfz-Bestand und ßrutto~nlnndsprodukt 

I) Betriebe mit in> allgemc1nen 10 und mehr Besch!ICUgten, ohne Bauindustrie und ohne öffentliche Gas·, Wasser· und Elektnzltlitswerke 
2) ohne Umsatz 1n Handelsware, ohne Erlöse aus Nebo.ongeschliften und ohne Umoatzsteucr 
3) von Kalenderunregelmlßlgkelten berelmgt 4) ohne Bundespost und Bundesbahn 
5) einschließlich Kombmatlon&kraftwagen 6) Scbleaw1g·Holste1n endgültige, tibnge l..finder vorlliu!lge Zahlen 
7) "me Postspareinlngen al e1nschhcilllch Bundespost und Bundesbahn: 70 707 Kfz und 29 859 Pkw 

Gedruckt.., S~t~r srlschen L..,...~omr Schlesw g-Ho/sroln 



0-4242 SCHlESWIG- HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · A 
Die "WJrtschaflskurven" A um. B erscheinen 1m non •t chen WechsE.l m1t unter~;cluedlichem Inhalt. Te1l D enthält folgende 
Darstellungen aus der Industrie: Produktionsmdex und Bcschfiftigte im Maschinenbau, Schiffbau, Bauhauptgewerbe und 
Nahnmgs- und Genußmittelindustrie. 

Oll 

DIE BEVÖLKfRUNGSZAHL UND IHRE VERÄNDERUNG 
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Her a u s gebe r Statistisches L8ndesamt Schlesw g Holsteln, 23 Kiel 1 Postfach, MUhJenweg 166 Fernruf (04 31) 4 07 11 
S c h r 1 f t I e 1 t u n g Arnold He1nemann unter sUindiger Mitarbeit von Lleselotte Korscheya 

0 ruck Schm1dt & Klaunrg Kiel R ngetreße 19 21 
Be z u g s p r e 1 s E nzelheft 2 50 DM Jahresbezug 25- DM 

- Nachdruck euch euszugswe se 1st gern gestattet wenn d e Quelle genannt w1rd -

Postbezugspreis entfä lt da nur Ve~ agastucke Bezugsgabohr w~rd vom Verlag e ngezogen 
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